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An das arbeitende Volk!
Das dentſche Volk ſteht vor der Entſcheidung.

Das Ultimatum der Entente
iſt überreicht, binnen wenigen Tagen muß der Frieden unter-
geichnet ſein oder der Kriegszuſtand lebt wieder auf.

Die Entente hat zwar einzelne Milderungen zugeſtanden,
doch bleibt das Werk von Verſailles ein im perial iſtiſcher
Gewaltfriede.

Getreun unſeren ſozialiſtiſchen und internationalen Grund
ſätzen legen wir im Verein mit den Sozialiſten aller Länder

gegen dieſe Vergewaltigung ſchärfſten Proteſt
ein.

Aber das deutſche Volk ſteht heute unter dem furchtbaren
Zwang, der ihm durch den Zuſammenbruch auferlegt iſt. Da
für tragen diejenigen die Verantwortung, die den Krieg her
aufbeſchworen, ihn jahrelang unterſtützt und ſein Ende bis zum
Eintritt der Kataſtrophe verbrecheriſch hinausgezögert haben.

Das deutſche Volk hat jetzt keine Wahl,
denn die Nichtunterſchreibungedes Friedens bedeutet:

unſere Kriegsgefangenen bleiben im fremden
Land, der Heimat und ven Lieben entriſſen;

die Heere der Entente marſchieren vor und be
ſetzen unſere wichtigſten Jnduſtrie- und Rohſtoffgebiete;

unſere Häfen werden wieder blockiert
die Einfuhr aus ländiſcher Lebensmittel

hört ſofort auf, während unſere heimiſchen Vorräte be-
reits aufgezehrt ſind.

Der Kohlenmangel bringt den Transport und die
Jnduſtrie zum Stillſtand.

Arbeitsloſigkeit und Hunger
wachſen in erſchreckendem Maße, und führen zu furchtbaren

Verheerungen.
Verzweiflung erfaßt die Maſſen. Der erregte Rationalis-

mus weicht einer dumpfen Hoffnungsloſigkeit.
Jn kurzer Zeit müßte je der Friede unterzeichnet werden.

Es wäre dann nicht einmal ſicher, ob Deutſchland als
Ganzes den Frieden unterzeichnen könnte. Denn die kleri
kalen Machtpolitiker, die im Rheinland, in Bayern und
Deutſch Oeſterreich katholiſche Sonderſtaaten ſchaffen wollen,
die kapitaliſtiſchen Jntereſſenvertreter, die dem beſiegten und
revolutionierten Deutſchland entfliehen möchten, würden
unter dem Schutze der Entente ihr ruchloſes Werk der Zer-
ſtückelung mit größerem Eifer und vermehrter Ausſicht fort-
ſetzen können.

Ablehnung des Friedens heißt alſo

maßlos geſteigertes Elend,
nene Menſchenopfer, Zerſtörung des Wirt
ſchaftslebens, Gefährdung der deutſchen Ein
heit, hoffnungsloſes Chaos!

Trotzdem ſträubt ſich die Regierung, der harten Notwendigkeit
zu gehorchen und den Frieden zu unterzeichnen. Der Geiſt der
alten Preſtigepolitik und des alten Nationalismus behexrſcht
ſie.

Die Militariſten wollen ihre Macht aufrechterhalten, ſie
toben gegen den Frieden, der die Heeresſtärke herabſetzt und
dem deutſchen Militarismus ein Ende bereitet. Die Regierung
ſelbſt hat den Trägern des Militarismus wieder zur Macht

verholfen und fürchtet eine Politik, die ſie in Widerſpruch zu
ihren Gebietern brächte.

Die nationaliſtiſchen Parteien erhoffen von der
Wiederbelebung des chauviniſtiſchen Kieiſtes die Rückkehr großer

Maſſen in ihre Reihen.
Die Kapitaliſten erwarten, daß der einmarſchierende

Ententeimperialismus die gemeinſamen kapitaliſtiſchen Jnter-
eſſen gegen die ſozialiſtiſche Bedrohung ſchützen werde.

All dieſe Intereſſen haben in der Regierung ihre Vertretung
und beſtimmen die Regierungspolitik. Die rechtsſoziali-
ſtiſchen Miniſter treten dagegen nicht auf, aus Furcht

von den Militariſten davongejagt
zu werden. Sie ſind die Gefangenen derkapitaliſti-
ſchen Parteien und der Militärkamarilla.

So iſt das deutſche Volk in der großen Gefahr, durch
Kapitalismus und Militarismus in eine vern ich-
tende Kataſtrophe hineingeriſſen zu werden.

Das arbeitende Volk darf ſich über dieſe furchtbare Situation
nicht täuſchen laſſen durch das nationaliſtiſche Geſchrei der
kapitaliſtiſch-militariſtiſchen Kreiſe und der unter ihrem Dik
tat ſtehenden

ohnmächtigen Reichsregierung.
Es darf ſich nicht aufputſchen laſſen zu abenteuerlichen Aktio-
nen gegen die Entente. Wir proteſtieren insbeſon
dere mit gller Schärfe gegen den frevelhaften

Plan eines eneuen Krieges gegen die Polen.
Jeder militäriſche Widerſtand wäre Wahnſinn und würde

nur die nutzloſen Opfer vermehren.
Wir Unabhängigen Sozialdemokraten lehnen jede Verant-

wortung ab für die Folgen, die nach innen und außen durch
die Ablehnung des Friedensultimatums ent-
ſtehen.

Wir warnen die Regierung, die Politik der Provo-
kationen, der Lockſpitzeleien, der militäriſchen Diktaturverſuche
länger fortzuſetzen. Dieſe Politik iſt um ſo verbrecheriſcher,
weil ſie gleichzeitig die Urbeiterklaſſe durch die Ableh-
nung des Friedensvertrages in eine verzweifelte
Situation hineintreibt.

Wir ſind überzengt, daß die Arbeiter der militariſtiſg en Re
aktion nicht die gewünſchte Gelegenheit geben werden, die Zeit
der natiengliſtiſchen Erregung zur Verwirklichung ihrer Dik-
taturgelüſte anszunützen. Das nene Gewaltregiment wird nicht

von langer Dauer ſein und ebenſs ſchmählich zuſammenbrechen,
wie das alte Regime zuſammengebrochen iſt.

Nicht von den Methoden einer veralteten Diplomatie und
nicht von militäriſchen Entſcheidungen kann die Zukunft der
deutſchen Arbeiterklaſſe abhängig gemacht werden. Wir ver-
trauen auf den

ſiegreichen Vormarſch der Arbeiterklaſſe
und wiſſen, daß die fortſchreitende proletgriſche Revolution den
Vertrag von Verſailles vernichten wird, wie ſie die Verträge
von Breſt und Bukareſt beſeitigt hat.

Das letzte Friedenswori kann und wird nur
der internationale Sozialismus

ſprechen.

Berlin, den 17. Juni 1919.

Die Parteileitung der Anabhängigen Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands.

Clemenceau entſchuldigt ſich.
Verſailles, 17. Juni. (W. T. B.) Die Note des Vor

ſitzenden der Friedenskonfereng Clerenceun über re Vor
änge in Verſailles an den Vorſitzenden der deutſchenKriedenetelegeten Reichsminiſter des Auswärtigen Grafen
rockdorff hat folgenden Wortlaut:
Paris, 17. Juni. Herr Vorſitzender! Ich habe erfahren.

daß im Augenblick der Abreiſe der deutſchen Delegation aus
Verſailles geſtern abend 3 ammenrottungen an den
Toren Jhrer Reſidenz ſtattgefunden haben und daß dies lär-
mende Zwiſchenfälle zur Folge gehabt hat. Ich beeile mich,
Jhnen mein volles Bedauern wegen dieſer verurteilens-
werten und den Geſetzen der Gaſtfreundſchaft in ſo äroerlicher
Weiſe zuwiderlaufenden Geſchehniſſe auszudrücken. Dieſe
Kundgebungen waren nur infolge der Abweſenheit einer An-
ahl von Polizeibeamten, die aus Gründen der öffentlichen
rdnung in der Umgebung von Verſailles an eine andere Stelle

beordert worden waren, möglich geweſen. Der Präfekt des
Departements Seine et Oiſe wird Herrn von Haniel ſeine Ent

rn tingen vorbringen und wird wie anch der Volizei
ommiſſar ſeines Amtes enthoben werden, da ſie die Ordnungs-

maßnahmen, die ihnen anempfohlen worden waren, nicht ge
troffen härren. S

Genehmigen Sie, Herr Vorſitzender, den Ausdruck meiner
ausgezeichneten Hochachtung (gez.) Clemenceau.

Gefangenenbefreinng in Weimar.
Weimar, 18. Juni. (W. T. B.) Jn der heutigen Nacht gegen

2 Uhr befreiten ſich dier in Weimar etwa 60 militäriſche
trafgefangene, darunter einige ſchwere Verbrecher, aus dem

Gefängnis. ie entwaffneten die verſchiedenen militäriſchen
Wachen. Es kam in der Nähe des Schloſſes zu einer Schießerei,
in deren Verlauf es mehrere Verwundete gab. Die Abſicht, in
das Schloß einzudringen, mißlang. Ein Teil der Ausgebrochenen
wurde geſfangengenommen, ein anderer Teil hat ſich heute vor-
mittag geſtellt. Vom Landes jägerkorps wurden zwei Mann, vonden Straſgeſangenen vier Mann verwundet

Ja oder Nein.
Soll der Friedensvertrag unterſei

oder nicht Dieſe Frage beſchäftigt die Preſſe jetzt tn erſter
Linie. Erfreulicherweiſe iß feſtzuftellen, daß die bisherigen
„Neinſager“ doch merklich kleinlaut werden und gedrückt ſind.
Es erfaßt ſie doch ein unheimliches Grauen, wenn ſie an die
Folgen wahnwitzigen Nichtunterzeichnens denken. Die Deutſche
Tageszeitung ſteht den Folgen allerdings mit einiger Wurſtigkeit gegenüber. Für ihre Smiereſſenten kommt es in der Tat

auch nicht groß in Betracht, ob die Blockade erneuert und das
rheiniſche Jnduſtriegebiet noch weiter beſetzt wird. Sie haben
an Lebensmitteln während des ganzen Krieges nicht Not gelitten
und vermögen auch jetzt noch durchzuhalten.

Nach Auffaſſung der Kreuzzeitung kann es nur ein
Nein geben. „Die Entente würde dann den Vormarſch, zu dem
ſie alle Vorbereitungen getroffen hat, beginnen und dadurch,
durch die Blockade und durch die Spaltung Deutſchlands in einen
nördlichen und einen ſüdlichen Teil den Frieden zu erzwingen
ſuchen. Nur: mit wem will ſie ihn dann ſchließen

Jm Weſten wäre Deutſchland wehrlos, aber im Oſten Das
iſt die Sprache des Wahnſinns, aber nicht der politiſchen Ver
nunft. Der Berliner Lokalanzeiger hofft, daß die Regie
rung das durch Scheidemann verkündete „Unannehmbar“ wieder
holen wird.

Die Tägliche Rundſchan kann nicht glauben, „daß ihrer
Pflicht und Ehre bewußte deutſche Männer ſich zu der Lüge der
Unterſchrift verſtehen können“. Auch das Berliner Tage
blatt wiederholt ſein Nein! „Aber,“ fügt es ahnungsvoll
hinzu, „von denjenigen, die heute über die Ruhe im Lande ent
ſcheiden, hängt es ab, ob ein ſolcher Entſchluß die erhofften Wir
kungen haben bann oder nicht.

Die Poſt iſt der Meinung, daß der Vertrag höchſtens auf
gezwungen werden könne, ohne jemals Zuſtimmung, noch gar
Anerkennung irgendeines bewußten Deutſchen zu finden.

Der Vorwärts nimmt von allen Blättern die Backen am
vollſten. Kaum ſind die Worte verhallt, mit denen er verſicherte,
in Deutſchland denke niemand an bewaffneten, ſondern nur an
moraliſchen Widerſtand, ſchließt er ſeine Betrachtung über den
Friedensvertrag: „Das deutſche Volk kann den Kampf um Recht
und Leben nicht aufgeben. Möge es ſich ſtark genug erweiſen,
ihn jetzt ſchon kraftvoll weiterzuführen, indem es den unerfüll-
baren, unannehmbaren und entehrenden Forderungen des
Ententekapitalismus ſein feſtes Nein entgegenſetzt.“

Nur die Voſſiſche Zeitung fordert Unterzeichnung.
Man könne trotz aller Härten im Srnuſt nicht annehmen, daß eine
ihrer Verantwortung bewußte Regierung die furchtbaren Folgen
auf Deutſchland heraufbeſchwören werde, die die Ablehnung des
Friedens haben müßte.

Die Freiheit vertritt konſequent die Politik der U. S. P. D.
die vor allem erſt Frieden ſchaffen will. Jn Kreiſen der Regie
rung könne man ſich offenbar woch gar keine klare Vorſtellung
machen, was denn eigentlich geſchehen ſoll. „Jſt doch der wahn
ſinnige Plan anfgetaucht, gleichſam künſtlich die Anarchie ein
zuführen, indem die Nationalverſammlung aufgelöſt wird, Regie
rung und Reichspräſident demiſſionieren und der Entente ein
Deutſchland ohne Regierungsgewalt präſentiert wird. Die Kopf
loſigkeit der Verzweiflungspolitik ſoll gleichſam zur verfaſſungs-
mäßigen Jnſtitution werden. Wir meinen, daß alle dieſe Pläne
dem deutſchen Volke nur Verderben bringen können. Dagegen
kann es keinem Zweifel unterliegen, daß, iſt erſt der Friede wieder
hergeſtellt, der Kampf der Jnternationale mit wachſender
Stärke zu ſteigendem Erfolg geführt und daß ihr Sieg die Re
viſion dieſes Friedens bringen wird, ohne daß vorher Deutſchland
durch eine ſinnloſe Kataſtrophenpolitik hoffnungslos geſchädigt iſt.“

vwet werden

Nationalverſammlung und Gewaltfriede.
Vor ſchwerſten Zeiten.

Weimar, 17. Juni. (W. T. B.) Die Rationalverſamm
lung trat heute nachmittag zu einer kurzen Sitzung zuſammen,
die außerordentlich ſtark beſucht war. Der Miniſterpräſident
Scheidemann gab einen Ueberblick über die feindliche
Mantelnote. Sie erlaube noch kein abſchließendes Urteil. Ein
voreiliges Urteil ſei aber verfehlt. Jn den allgemeinen gegen
das deutſche Volk enthaltenen Beſchuldigungen ſei Neues nicht
enthalten. Aber er müſſe dazu mit Bedauern feſtſtellen, daß
die Entente unſeren Vorſchlag zur Schaffung eines neutralen
Schiedsgerichtes abgelehnt habe, das allein dieſe Beſchuldi-
gungen objektiv hätte prüfen können. Bedauerlich ſei weiter,
daß das ganze Volk mit den angeführten Vergehen und Ver-

brechen belaſtet werd en ſoll g. Dieſe Be aſtung ſolle aber diee c
Berechtigung ſchaffen zu den ſchweren Bedingungen, die im
zweiten Teile der feindlichen Mantelnote dem ganzen deutſchen
Volke auferlegt werden ſollen. Eine Begründung, die der vor
geſehenen Regelung der Verhältniſſe im Oſten gegeben werde,
laſſe wenig Hoffnung aufkommen, daß wir in dem ausführ-
lichen Memorandum auf ein weſentliches Entgegenkommen
rechnen könnten. Das gelte auch für die übrigen territorialen
Fragen, bei denen ebenſo wie bei den wirtſchaftlichen und
finanziellen Fragen in der Mantelnote noch mancherlei Punkte
völlig unklar ſeien. Angeſichts dieſer Unklarheiten und an-
geſichts der Tatſache, daß das geſamte Material zurzeit noch
nicht vorliege, könne heute eine Entſcheidung noch nicht ge
troffen werden, nur der endgültige und vollſtändige Text den
feindlichen Antwort könnte die Grundlage kür ine gemeine



m

erfolgen wird.

rredendberatung zwiſchen Reichsregi
erung und Friedenſchuß abgeben. Das deutſche Volk, die Rtheneteleeee

und die Reichsregierung ſeien vor die folgenſchwerſte Ent
ſcheidung geſtellt, und deshalb ſei es Pflicht, gleichviel wie der

ſein, daß unſer Volk den
Berlin, 19. Juni. Wie dem Vorwärts aus irichtet wird, tagte das Kabinett bis in die geht dine e

ſtellte feſt, daß es keineswegs ſicher ſei, daß die Entſcheidung ſo
fort bekanntgegeben werde. Es werde ſich zunächſt darum han
deln, zwiſchen dem Kabinett und der Mehrheit der National-
verſammlung die notwendige Uebereinſtimmung zu ſichern.
Wäre ein ſolche nicht vorhanden, ſo müßte nach demokratiſch-
parlamentariſchen Grundſätzen die Meinung der Nationalver-
r r gen und es wäre nötig, das Habinett
o umzubilden, daß es mit cine: it der Nativerſammlung rechnen tönwe. Mehrheit her Kationat.

Jm Berl. Tagebl. heißt es aus Weimar: Graf Brockdorff
und die Friedensdelegation ſind in ihrem Willen, nicht zu
unterzeichnen, einiger, feſter und entſchiedener als je. Vor-
läufig liegen die Dinge ſo, daß eine nicht ganz kleine Anzahl von
Mehrheitsſozialiſten und Zentrumsmitgliedern zum
Unterzeichnen neigt.

Der Lokalanz. läßt ſich aus Weimar melden Es gilt alsdaß der größere Teil des Kabinetts nach wie vor rn
eine Unterzeichnung iſt. Das Miniſterium ſcheint die Be
ſchlüſſe der Nationalverſammlung, die laut Mitteilung des Präſi-
denten wahrſcheinlich am Sonnabend, früher keinesfalls, zuſam-
mentreten wird, abwarten zu wollen, bevor es ſeine endgültige
Entſcheidung trifft.

Kriegsvorbereitungen im Oſten.
Aus einer Reihe öſtlicher, Grenzorte wird berichtet: Laut ein

gegangenem Telegramm des Generalkommandos des 2. A.-K.
hat das Bezirkskommando, im Einvernehmen mit dem
Landratsamt umgehend die Einberufung der Jahr-
gänge s84 bis 98 (15 Jahrgänge) vorzu bereiten. Die
Vorbereitungen haben ſich auf Feſtſtellung aller Wehrfähigen
dieſer Jahrgänge zu erſtrecken.

Die Militärs ſcheinen dieſe Vorbereitungen zu einer Neu
auflage des Kriegswütens außerordentlich beſchleunigen zu
wollen. Jm Kreiſe Belgard-Pol z in wurde die Bekannt
machung durch eine Sonderausgabe des dortigen Amtsblattes
unter die Leute gebracht. Es kommt darauf an, heißt es in der
ver an die Ausführungsorgane, daß vor allem die zur

erwendung in der Front geeigneten Leute ſchleunigſt erfaßt
werden.

Die Hoffnungen ruhmſüchtiger Militärs auf neue Helden
taten „zu Deutſchlands Ruhm und Ehre“ werden nicht eher
ſinken, ehe nicht das Volk ihren Gelüſten ein für allemal einen
Riegel vorſchiebt. Das iſt um ſo notwendiger, als die „Vor-
bereitungen“ zu einem Krieg gegen den äußeren Feind vielfach
nur als Lockung für Vorbereitungen zur blutigen
Niederſchlagung der Revolution benutzt werden.

K

Jn fetten Rieſenlettern und in ſchreiender Aufmachung
bringt die alldeutſche Halleſche Zeitung in ihrer geſtrigen
Morgenausgabe eine Drahtnachricht aus Wilhelmsort, nach der
„die deutſchen Volksräte der Oſtmark die „Gründung von zwei
Freiſtaaten in der deutſchen Oſtmark“ beſchloffen haben ſollen.
An dieſer „Gründung“ ſeien hervorragend beteiligt der Ober-
präſident v. Batocki, Schnackenberg- Danzig, Bül o w-
Bromberg und die Gewerkſchaftsſekretäre Winnig (11l) und
'Goehre. Beide Freiſtaaten werden,“ ſo heißt es in der
Senſationsmeldung weiter, „den Kampf gegen Polen aufneh-
men und die polniſche Regierung aus der deutſchen Provinz
Poſen hinauswerfen.“ Die Oſtmark iſt militäriſch voll
kommen organiſiert. Die Kampfſtimmung des Oſtens iſt ein
heitlich und ſiegesfroh. Ein Waffenkampf iſt bald zu erwar-
ten. Das Poſtgeheimnis für Briefe nach der Oſtmark iſt auf
gehoben.“

Ob dieſes wahnſinnigen Unterfangens hüpft dem Junker-
organ das alldeutſche Herz vor Freude. Leute, die noch ihre
fünf Sinne beiſammen haben, ſind erſchreckt ob ſolcher un-
glaublicher Geiſtesverwirrung und empört über ein unerhört
gewiſſenloſes Treiben, das darauf ausgeht, das deutſche Volk
in immer noch ſchrecklicheres Elend zu ſtürzen!

Zu dieſen unverantwortlichen Treibereien im Oſten meldet
„W. T. B. amtlich aus Weimar: „Angeblich hat Geheimrat Clei-
now in Bromberg in der Sitzung des dortigen Volksrates an
gekündigt, däß zwei ſelbſtändige oſtdeutſche Republiken in Bil-
dung begriffen wären. Er ſoll ſich dabei als Beauftragter des
15er Ausſchuſſes der Abgeordneten des Oſtens ausgegeben und
behauptet haben, daß er nebſt drei Beamten das Direktorium
bei einer dieſer Republiken bilden werde. Wenn dieſe Nachricht

zutrifft, ſo liegt darin eine in keiner Weiſe zu entſchuldigende
'Anmaßung des Herrn Cleinow. Die Volksräte ſind reine pri-
vate Organiſationen. Weder ſie, noch Herr Cleinow, der weder
dem 15er-Ausſchuß, noch überhaupt einer der Volksvertretun-
gen angehört, haben die geringſte Legitimation, derartige Er-
klärungen abzugeben. Ueber die im Oſten zu ergreifenden
Maßnahmen wird die Reichsregierung und die preußiſche Re-
gierung im Einvernehmen mit den Abgeordneten des Oſtens
gemäß den wiederholt bekanntgegebenen Grundgedanken ent-
ſcheiden.“

Der „feſt entſchloſſene“ Winnig.
Berlin, den 18. Juni. (W. T. B.) Der Reichskommiſſar

für Oſtpreußen, Winnig, hat einen Aufruf erlaſſen, der be
ſagt, daß die Regierung feſt entſchloſſen ſei, einen polniſchen
Einmarſch in die ſtrittigen Gebiete des Oſtens mit den Waffen
in der Hand abzuwehren, ganz gleich, ob dieſer Einmarſch noch
vor dem Abbruch der Friedensverhandlungen durch die Weige-
rung der Reichsregierung, dieſen Frieden zu unterzeichnen,

Budaheſt, 18. Juni. (W. T. B.) Das ungariſche Korr.
Bureau meldet aus Eparjes: Hier wurde die flowakiſche
Räterepublik ausgerufen. Bei dem ungariſchen Räte-
kongreß traf eine Begrüßungsdepeſche der neuen Räterepublik
ein. ie heutige Sitzung des ungariſchen Sowjetkongreffes
wurde vom Präſidenten Bokany unter ſtürmiſchem Beifall mit
der Begrüßung der flowakiſchen Räterepublik eröffnet.

Wilhelm wird ausgeliefert
Amſterdam, 18. Juni. (W. T. B.) Algemeen Handelsblad

meldet aus Paris: Es beſtehe kein Zweifel darüber, daß die
alliterten Mächte, ſowie der Friedensvertrag unterzeichnet ſei, von
den Niederlanden die Auslieferung des früheren deut-
ſchen Kaiſers verlangen würden, um ihn den Friedensbedingungen

aemäs vor ein Gericht zu ſtellen.

Eine ſlowakiſche Räterepublit.

Noskeſöldner gegen die Demokratiſierung.
Ein Blutbad in Erfurt.

Erfurt, 18. Juni, 9 Uhr abends. (W. T. B.) Das Eiſen
bahnDirektionsgebäude in Erfurt war durch Truppen des
Landesjäger-Korps unter General Maercker
auf Befehl der Reichsregierung beſetzt, weil
Beamte und Arbeiter der Eiſenbahndirektion Erfurt eine „will
kürliche Demokratiſierung“ durchſetzten, ſowie den Eiſenbahn
präſidenten und verſchiedene Dezernenten abſetzten. Die
Truppen waren beauftragt, die alten Beamten wieder einzu
ſetzen. Heute fanden Verhandlungen mit den Beamten und
Arbeiterverbänden ſtatt, in deren Verlauf die Abſetzung des
neu eingeſetzten und die Wiedereinſetzung des alten Eiſenbahn
präſidenten ausgeſprochen wurde. Man beſchloß eine Kom-
miſſion nach Weimar zu ſchicken, um mit der Regierung in Ver
handlungen zu treten. Jm Verlaufe des Nachmittags kam es
zu großen Menſchenanſammlungen. Die Menge
nahm eine feindliche Haltung gegen die Poſten
der Regierungstruppen an. Da dieſe wörtlich und
tätlich beleidigt und angegriffen wurden, mußte Befehl gegeben
werden, gegen die Menge mit blanker Waffe vor-
zugehen. Da einer Aufforderung nicht Folge geleiſtet wurde,
gaben die Regierungstruppen lediglich Schreckſchüſſe (7) ab.
Die Gerüchte von einer großen Anzahl Toter und Verwundeter
ſind erfunden.

S

Jm Gegenſatz zu dieſer amtlichen Darſtellung des Wolff
ſchen Bureaus wird uns von einem Erfurter Parteigeneſſen
mitgeteilt, daß es durch die Schuld der Nosketruppen doch
zum Blutvergießen gekommen iſt. Die Regierungstruppen
hatten die von den Eiſenbahnarbeitern eingeſetzten Beamten
verhaftet und die Eiſenbahndirektion beſetzt. Die Arbeiter
der Eiſenbahnwerkftätte und die der Gewehrfabrik for-
derten die Befreinng der verhafteten Beamten, was
die Regierungstruppen verweigerten. Daraufhin unter-
nahmen die Noskeſöldner ohne weiteres einen Augriff
auf die Arbeiter; ſie ſchoſſen mit Meſchinengewehren in die
Menge: Wie uns beſtimmt verſichert wird hat es dabei eine
Reihe von y gegeben. Auch der Erfurter Bahnhof
wurde unter Maſchinengewehrfeuer genommen; die Fahrgäſte,
die die um dieſe Zeit abgehenden Perſonenzüge benutzen wollten,
mußten ſich platt auf den Boden werfen, um ſich vor den
Kugeln der Maſchienengewehre in Sicherheit zu bringen.

Die Abſchaffung der Todesſtrafe ahgelehnt.
Jm Verfaſſungsausſchuß der Nationalverſamm-

lung brachten Dienstag die rechtsſozialiſtiſchen Abgeordneten
Dr. Quarck und Katzenſtein einen Antrag ein, daß der Ver
faſſung folgender neuer Artikel eingefügt werde: Die Todes-
ſtrafe iſt abgeſchafft. Nachdem ſich das Zentrum und die
Vertreter überhaupt gegen die Abſchaffung ausgeſprochen, unddie demokratiſchen Ausſchußmitglieder Haußmann und Dr. Ablaß
erklärt hatten, ſie ſeien zwar für Abſchaffung der Todesſtrafe,
Wnki ſei aber eine Entſcheidung noch nicht möglich, wurde der

ntrag abgelehnt.
Die Todesſtrafe, dieſes entſetzliche Rüſtzeug einer längſt ver

gangenen ba r Epoche, bleibt alſo im „neuen“ Deutſchland
beſtehen. Das furchtbare Morden der Kriegsjahre, die entſetzlichen
Bluturteile der letzten Wochen haben es nicht vermocht, das Ge
fühl für die Heiligkeit des Menſchenlebens zu er
wecken. Wir erſticken im Blutrauſch. Doch das ſcheint denen, die
jetzt die Macht haben, nur gerade recht ſo zu ſein. Die wider
lichſte Brittalität liegt aber, wie die Freiheit mit Recht hervor
hebt, in den Erklärungen der Demokraten, ſie ſeien zwar prin-
zipiell für die Abſchaffung der Todesſtrafe, doch nur nicht in
dieſem Augenblick! Deutlicher kann das Beſtreben, die Todes
ſtrafe als Mittel zu benutzen, um ſich in der Macht zu erhalten,
wohl nicht ausgedrückt werden.
Wie viele andere Anträge der Sozialdemokraten über grundſätz

liche Fragen, ſo iſt auch dieſer von der geſchloſſenen Mehr-
heit der bürgerlichen Parteien zu Fall gebracht worden.
So zeigt ſich immer wieder von neuem, daß der rechtsſozialiſtiſch
bürgerliche Block ſtets auseinanderfällt, ſobald es ſich um die Er
füllung alter demokratiſcher und ſozialiſtiſcher Forderungen handelt.

Barbariſcher Strafvollzug.
Aus dem Feſtungsgefängnis Danzig gelangen furchtbare Klagen

zu uns. Die dort feſtgeſetzten Gefangenen ſind meiſt aus Kur-
land eingelieferte „Verbrecher“. Die einen wurden wegen
„ſpartakiſtiſcher Umtriebe“, die anderen wegen Mundraubs uſw.
beſtraft. Die Behandlung in dem Danziger Feſtungsgefängnis
ſpottet, nach den uns zugegangenen Berichten, jeder Beſchreibung.
Jn einem verhältnismäßig kleinen Raume müſſen 140 Feſtungs-
gefangene Säcke flicken. Der dadurch aufgewirbelte und in den
engen Raum gebannte Staub iſt unerträglich. Mit der Ver
pflegung, ſo ſchreibt man uns, iſt kein Hund am Leben zu erhalten.

Um 6 Uhr iſt Wecken, um 6 Uhr gibt es „Kaffee“ und
375 Gramm Brot. Von 7 bis 12 Uhr wird gearbeitet. Mittags
gibt es entweder Dörrgemüſe, Nudeln oder Sauerkraut, alles wie
Waſſerſuppe ſo dünn, mit je 60 Gramm Büchſenfleiſch. Von
2 bis 6 Uhr geht es wieder an die ſtaubige Arbeit und nach
Feierabend gibt es nochmals einen Liter Waſſerſuppe. Zweimal
in der Woche wird 100 Gramm Marmelade verabfolgt. Den
Gefangenen knurrt von früh bis ſpät der Magen. Der Straf-
vollzug iſt brutal. Schon bei geringfügigen Anläſſen hagelt es
Strafarreſt. Was das bedeutet, weiß jeder, der einmal der
Gefängnisordnung einer Militärſtrafanſtalt unterſtellt war. Der
Militarismus kann ſeine Barbarei nicht abſtreifen. Sie wird erſt
mit ihm ſelbſt das Zeitliche ſegnen.

Sein oder Nichtſein.
Die Furcht vor der völligen Zerſetzung der rechtsſozialiſti-

ſchen Partei drängt dem Hamburger Echo hin und wieder Worte
in die Feder, die wie Verzweiflung an der jetzigen, ſoziga-
liſtiſchen Regierung klingen:

„Es geht in der Tat heute um nichts Geringeres mehr in
Deutſchland, als um die Frage: Sein oder Nichtſein
des Sozialismus. Entweder wir bringen es mit Hilfe
der Macht, die wir jetzt in der Regierung beſitzen, dahin, daß
Grundlagen für neue Wirtſchaftsformen feſtgelegt werden,
die noch keine vollkommene Sozialiſierung zu ſein brauchen,
aber doch den künftigen Ausbau ermöglichen und ihn im
Grundriß ſchon erkennen laſſen oder aber wir kapitulieren
vor dem Kapitalismus, der dann noch einmal der Arbeiter-
klaſſe ſeinen Fuß ins Genick ſetzen kann.“

Erntweder oderl Sein oder Nichtſein! Beinghe ſehr

ſten derartige Konſequenzen ſo Zanz und gar nichts
zählen.

Arbeiterräte vor den Bauch treten.
Das Kriegsgericht zu Strasburg in Weſtpreußen hat

zwei Mitglieder des Arbeiterrats zu je drei Monaten Feſtung
verurteilt; ſie ſollen dadurch militäriſche Geheimniſſe verraten
haben, daß ſie in ihrer Eigenſchaft als Mitglieder des Arbeiter-
rates mit Genehmigung des Landrats ein militäriſches Schrift-
ſtück anderen Mitgliedern des Arbeiterrates bekannt gaben.
Beide Verurteilte, ein Zentrumsmann und ein Rechtsſozialiſt,
waren dem Landrat zur Kontrolle beigegeben. Abgeſehen von
dem unglaublichen Urteil, das ſchleunigſt aufgehoben werden
müßte. wurde in der Verhandlung folgender Vorgang be
kannt:

Als einer der Angeklagten, Jäſchke, aus der Unterſuchungs-
haft zur Vernehmung in der Vorunterſuchung vorgeführt

r n i e e e e n 2ſchön geſagt. Nür ſchade daß in der Partei der Konjunktur

de, Kriegsrichter Bohnert: „Was hatten alsbeim Landrat zu tun? e er
klärte, daß er als be r Arbeiterrat Se zu
kontrollieren habe. auf erwiderte der eidige
Kriegsrichter Bohnert: „Jhr Glück, daß Sie t zu mirtrou ren kamen, ich te Sie einfach vor Bauch ge
u ſind die Fichte eines halben Jahres rechtsſozialiſtiſcher
Revolutionspol

Preußlſhe Lundesverſummlung.
82. Sitzung. Mittwoch, den 18. Juni 1919.

Vizepräſident Porſch eröffnet die Sitzung um 12.25 Uhr.
Die Beſprechung der rm lichen Anfragen über Handel

und Lebensmitte
Abg. W ert (Soz.) begründet die ſozialdemokratiſche An

frage über die Preiſe der Bekleidungsſtücke.
planmäßige Herabdrückung der Preiſe durch Regierungsmaß-
nahmen; er empfiehlt dabei Ausſchaltung des Zwiſchenhandels
und unmittelbare Belieferung der Verbrauchergenvſſenſchaften.
Trotz der Lohnſteigerungen kann der Arbeiter weder ſeinen Be
darf an Bekleidung noch an Lebensmitteln decken. (Sehr
richtigl) Der Landbund i nicht ſo ungefährlich, wie ihn der
2 hrwrasminiſter aufgefaßt hat. Mir liegt Material vor,
nach demder Landbund auf eine politiſche Umwälzung losſteuert

und dabei von den r r (Lebhaftes Hört, hört!l) Jn An vertraulichen reiben unter
hält man ſich über die Beſchaffung von Spaten. Damit ſind aber
zweifellos

Handgranaten
gemeint. (Lebhafte Bewegung.) Wenn infolge der gige des
Landbundes der Landwirtſchaftsſtreik einſetzt und die hungern
den Arbeiter auf das Land kommen, dann wird man ſie nicht
mit Lebensmitteln verſehen, ſondern die ſogenannten Ein-
wohnerwehren werden ſie mit Handgrangaten
begrüßen. (Lebhaftes Hört, hört!) Durch ſchamloſeſte Ver
dächtigungen will der Landbund auch vor dem Eintritt in den
Verband der Landarbeiter warnen. Den Arbeiterräten wird
die Kontrolle in den Landbezirken unmöglich gemacht. Not
wendig ſind Landräte, zu denen die Bevölkerung Vertrauen hat.
(Lebhafter Beifall b. d. Soz.)

Unterſtaatsſekretär Göhre: Die unbefriedigende Preislage
für Lebensmittel und Gebrauchsgegenſtände iſt auf die Aus
landsſperre, die Verringerung der Erzeugung, den Schleich4
handel und neuerdings auch auf Transportſchwierigkeiter
zurückzuführen. Da die Richtpreiſe durchweg weit unter den
Weltmarktpreiſen liegen, würde im Augenblick ihre Senkun
undurchführbar ſein. Die Aufhebung der Zwangswirtſchaf

wie e Beiſpiel mit den Eiern beweiſt, zu unerſchwing
ichen Preiſen.Ein Regierungsvertreter entſchuldigt den Handelsminiſteymit der Notwendigkeit ſeiner er e an den

Friedensbeſprechungen.
Abg. Ehlers (Dem.): Meine Parteifreunde hätten di

Ausſetzung der Beſprechung bis zum Wiedererſcheinen de
Miniſters gewünſcht. Wenn wir vorwärtskommen wollen
dann müſſen die ewigen Streiks aufhören. t
Abg. von der Oſten (Dtſch.Natl.): Bisher gehörte et

nicht zur ſozialiſtiſchen Lehre, wirtſchaftlicheKräfte mit Polizei
wang zu bekämpfen, ſowie ihn der ſogialdemokratiſche Unterſtaate ekretär Göhre gegen den Schlei el in die Schranken

ruft. (Gelächter links.) So iſt die Verärgerung der Landwirt
ſchaft nicht zu beſeitigen. Der Miniſter hat von der

Blockade der Landwirtſchaft
geſprochen ich will hoffen, daß das Volk nicht eines es ſagtdie ſchlimmſte Hüngerblockade kam uns von der elektr.

(Stürmiſche Unterbrechungen. rufe: Verteidiger des
Wuchers! Lebhafte Gegenrufe rechts, andauernder großer
Lärm.) Nur wenn Sie der Notlage der gard wir ſweß T
Verſtändnis entgegenbringen, werden Sie eine ährun
ne verhindern. (Lebhafter Beifall rechts, große Un-
ruhe links.

Abg. Peters (Soz.): Wenn hier von der Potlage des
deutſchen Volkes geſprochen wird, dann hat die Rechte zu
ſchweigen, denn ſie iſt daran ſchuld. Die Wahrheit wollen
Sie nicht hören, aber kein Menſch kann doch daran zweifeln, daß
die Aufhebung der Zwangswirtſchaft

von ungeheuerlichen Preisſteigernngen begleitet t
ſein würde. Beweis, die Lage auf dem Tier und dem Ferkek
markt. Nicht Aufhebung der Zwangswirtſchaft, ſondern Förde
rung des Genoſſenſchaftsweſens und Ausbau der Zwangswirt
ſchaft ſind die Forderungen des Tages. (Beifall bei den
h R harre xy (Ztr.) beſpricht den Arbeit t auf

Abg. Richtarsky beſpri rbeitermangel aufdem Lande und wendet gegen die Vorwürfe, daß die Land
wirtſchaft Wucher getrieben habe. Auch die Arbeiterſchaft be
teilige ſich am Schleichhandel.

Abg. Mehrhof (U. Soz.) wendet ſich entrüſtet gegen den Vor
wurf des Vorredners, daß 90 Prozent der Arbeiterräte Schleich
handel getrieben hätten. Die Anmaßung der Landbündler und
der anderen Agrarier würden für die zielbewußte Arbeiter
ſchaft ein Anſporn mehr zur Löſung des gordiſchen Knotens
ſein. (Lebh. Hört, hörtl rechts.) Die einzige Rettung aus den
heutigen Wirrniſſen ſei

die Kommunaliſierung und Sozialiſierung.
Dazu ſcheine ſich die jetzige Regierung nicht aufſchwingen zu
können. Es ſei unerhört, daß überhaupt die Je an zur
Wiedereinführung des freien Handels in dieſer Zeit ſchamloſe
ſten Wuchers aufgeſtellt worden ſei.

Abg. Held (Dtſch. Vp.) bedauert, daß der bei den Eiern ge
machte erſte Verſuch des Abbaues geſcheitert ſei inſofern, d
immer noch Wucher preiſe beſtänden, aber Eier ſeien do
jetzt wenigſtens zu haben. (Großer Lärm links.)

Ein Antrag auf Schluß der Ausſprache wird angenommen.
Der unabhängige Antrag auf Wiedereinführung der Zwangs
wirtſchaft für Eier wird gegen die Stimmen der ſozialdemo-
kratiſchen Parteien abgelehnt, ein Antrag der Sozialdemo-
kraten auf ſtaatliche Regelung der Bekleidungspreiſe wird an
genommen.

Weiterberatung der Anträge Freitag 12 Uhr.
Schluß s Uhr.

Verbandstag der Bergarbeiter.
g Bielefeld, 16. Juni.

Jn der Nachmittagsſitzung des zweiten Ver
handlungstages gibt Strihmeyer den Kaſſenbericht.
Der Berichterſtatter bemerkt unter anderen, daß die hohen Aus
gaben für die Gemaßregelten Unterſtützung auf den Terror
aus den eigenen Reihen“ zurückzuführen ſei. (Hört, hört,
bei einem Teil der Verſammlung.)

Außerordentlich hoch ſind auch die Ausgaben für Sterbe-
und Kranken-Unterſtützung. Das ſind die Folgen
des Krieges, die ſich in der Hauptſache aber erſt in den nächſten
Monaten bemerkbar machen werden. Die Zeichnung von
Kriegsanleihe hat zu ſcharfen Angriffen Anlaß gegeben. Aus
den Kriegsanleihen hätten wir höhere Zinſen“ gezogen als
aus den Geldern, die wir in anderen Kaſſen deponiert haben.

Den Geſchäftsbericht der Buchdruckerei gibt Schreiter.
Wagner erſtattet den Bericht der Redaktion. Das Ver

bandsblatt ſoll die Meinung der Mehrheit des Verbandes zum
Ausdruck bringen. Redner beſchäftigt ſich mit den Anträgen, die
ſich mit der Haltung und Schreibweiſe des Blattes befaſſen und
verlangen daß das Blatt im Geiſte der Zeit redigiert werden
ſoll. Sehr richtig

d

bewirtſchaftung wird fortgeſetzt.

Er verlangt die

S
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Serger eiter beſſimmt, die identiſch mit den
utſchen Volkes ſind. Die iunſere Haltung beſtimmt, en t

en Jntereſſen
ung

Mitglieder. Selbſt Kautsky, der Theoretike Ahdenſelben Standpunkt vertreten. S Wivet et wen S
die Haltung einzunehmen, die ie rade vt Ligt per Wanbee Bann men

elt haben, beweiſen die ſchrnoch viel ſchrecklicheren Fri teien en
w. Ter nns an erlegt werden ſollen.

eresleitun t ſi iz et ſich die Preſſerkſchaftliche Preſſe nicht entziewanſungen haben wir r ein t rfſte vertreten
i en gegen die alldeutſche Annexi itiGroße Kreiſe der Arbeiterſchaft leſen noch lieber erlihe hre
Wir ſind als Vertreter des Bergarbeiterverbandes von den

Kommuniſten brüskiert worden. Der Verbandstag hat zuentſcheiden, die Demokratie oder die Diktatur als Richtſchun der
ewatſgotüchen Politik für die Zukunft zu wädlen.

ie Generalverſammlung nimmt ſodann den BerichtReviſoren entgegen. Den Bericht der Mandate gert
miſſion gibt Kamerad Boden. Anweſend ſind 230 Delegierte

en 29 Bezirksleiter, 7 Vorſtands
er, ſow 2 iu däne t u rig itglieder des Kontroll- Ausſchuſſes

wird dann für eine Reihe der einlaufenden Anträge diUnterſtützungsfrage geſtellt. Ein großer Teil der Antäge e-
langt den

Rücktritt des jetzigen Vorſtandes.
Die Anträge werden zum größten Teil genü üe w gend unterſtützttehen deshalb mit zur Verhandlung. Die Sitzung re ung

Gewerkſchaftliches.
Die Politik der Generalkommiſſion.

Ein Sündenregiſtes der Zentralvorſtände der freien Gewerkſchaften Deutſchlands und ein Wegweiſer für die Zukunft.“

Unter dieſem Titel iſt in dem Verlage der Leipzidruckerei A.G. eine 72 Seiten ſtarke Veſchüre e ſerran
Liebmann erſchienen (Preis 1,25 Mk.), die ſchon vor Monaten
hätte geſchrieben werden ſollen. Denn die Vroſchüre iſt not
wendig. Die Zuſtände in den Gewerkſchaften erfordern drin

Große Maſſen der Mitglieder ſind erbittert

en.recht v

zend Klärung.
über die Haltung ihrer Vorſtände und der Generalkommiſſion
während des Krieges und während der Revolution. Sie ſind
aber durch den langen Heeresdienſt, durch das jahrelange Ab
jeſchloſſenſein vom gewerkſchaftlichen und politiſchen Leben über
die Vorkommniſſe der letzten Jahre ſchlecht oder gar nicht
unterrichtet oder durch die berüchtigte Baumeiſterſche Feldpoſt
in die Jrre geführt worden. Sie jetzt mit den tatſächtichen
Sreigniſſen bekannt zu machen, iſt dringende Notwendigkeit.Die Broſchüre beſorgt dies aufs beſte. Sie iſt keine trockene
Materialienſammlung, ſondern ſie zeigt vielmehr in einer ge
ſchichtlichen Einleitung die Urſache der Generalkommiſſions-
und Gewerkſchaftsvorſtände Politik. Dieſen Gedankengang
kührt Liebmann auch im erſten Abſchnitt: Partei und Gewerk
ſchaften, folgerichtig durch und gibt damit dem Leſer einen
überleitenden geſchichtlichen Ueberblick zum zweiten Kapitel:
Die Gewerkſchaften bei Kriegsausbruch. Jn ihm hat Liebmnann
rin reiches Material zuſammengetragen zur Beurteilung der
Gewerkſchaftspolitik zu Beginn des Krieges und während des
ſelben. Gewerkſchaftspreſſe und gewerkſchaftliche Literatur
ſind vor allem die Unterlagen, an Hand deren Liebmann ſeine
Beweiſe führt. Und dieſe Beweiſe ſind ſchwerwiegend und
zurchſchlagend, ſind ſo bezeichnend für die Politik der General
tommiſſion und der Gewerkſchaftsvorſtände, daß es dem ge
verkſchaftlich und politiſch organiſierten Arbeiter wie Schuppen
on den Augen fallen wird. Das aber iſt um ſo notwendiger,
als ſich wahrſcheinlich in nicht ferner Zeit eine reinliche Schei
ung im geſamten politiſchen Leben vo wird weil ſie
ich vollziehen muß. Die Aufſtellung der Sünden der General
tommiſſion und der Gewerkſchaftsvorſtände iſt aber auch drin
gend nötig angeſichts des bevorſtehenden Gewerkſchaftskon
zreſſes, der hoffentlich eine gründliche z Prung mit den
Leuten bringt, die während der Kriegszeit die Reihen des
kämpfenden Proletariats verließen, um ſich dem herrſchenden
n anzugliedern und die Arbeiterſchaft in deſſen Dienſt
zu preſſen.
Die Broſchüre gibt den Gewerkſchafts- und Parteigenoſſen
in gedrängteſter Form das reichhaltigſte Material. Sie er
ſcheint für den Kongreß leider in letzter Stunde, aber immer
noch zeitig genug, um den Maſſen der gewerkſchaftlich und poli
tiſch organiſierten Arbeiter ein treffliches Orientierungsmittel
zu ſein im Kampfe für den Wiederaufbau der Gewerkſchaften
auf dem Boden des Klaſſenkampfes.

Der Gewerkſchaftskongreß wird die notwendige arg
bringen, gleichviel, wie ſeine Entſcheidungen fallen mögen. O
er ſich nun für oder gegen die Generalkommiſſion entſcheidet:
Beſtehen bleibt für die klaſſenbewußte Arbeiterſchaft die gewal-
tige Aufgabe, das geſamte Proletariat wieder auf den Boden
des Klaſſenkampfes zurückzuführen. Dieſe große Aufgabe wird
mit dem Gewerkſchaftskongreß nicht abgeſchloſſen, ſondern nur
gefördert. Der Kampf gegen die e r Politikwird auch nach dem Gewerkſchaftskongreß das Gewerkſchafts
leben beherrſchen, und für dieſen Kampf bietet die Broſchüre
Liebmanns das beſte Rüſtgzeug.

Zum Streit in den Berliner Jeitungsbetrieben.
Die Buchdrugereihilfsarbeiter, deren Lohnſteigerungen

mit dem Fortſchrikt der Teuerung und auch mit den Lohnſteige
rungen in anderen Berufen nicht Schritt gehalten hatten, forderten
eine Teuernngszulage von 20.-- M. pro Woche, ein Betrag, der

nvor den Buchdruckern zugeſtanden war. Jn zweimaliger Ver

der ſ h die Teneundhhlgſe a voller gol Hinettze
an nabme h vom 1. Abril

ndlung boten die Prinzipale erſtmal 8 M. für männliches Perſonal,
M. für weibliches Perſonal, 3 M. für jugendliches Perſonal.

Später 10 M. für männliches Perſonal, 6 M. für weibliches
Perſonal, 4 M. für jugendliches Perſonal. Die Kommiſſion der
Arbeiter machte auf das letzte Angebot den Unternehmern folgendes
ugeſtändnis: 12 M. für männliches Perſonal, 9 M. für weib

iches Perſonal, 5 M. für iugendlihes Perſonal
Jn aufeinanderfolgenden Vertrauensperſonenſitzungen von

GroßBerlin lehnte das Hilfsperſonal das Angebot der Prinzipale
einſtimmig ab, obgleich die Lohnkommiſſion deren Annahme
empfolen hatte. Darauf brach der Streik aus. Die Unternehmer
lehnten jedes weitere Entgegenkommen ſchroff ab. Sie wollten
den Tarif zwiſchen Buchdruckern und Unternehmern dazu benutzen,
die Drukker zur Verrichtung von Streikarbeit zu zwingen

Auf Betreiben des Reichswirtſchaftsratesß fanden am Dienstag
Verhandlungen ſtatt, die mit folgendem Schiedsſpruch endeten:
Die Forderungen werden auf 10 M. für männliche, 8 M. für

Die Grenze des jugendlichen Alters wird von 18 auf 17
Jahre zurückgeſchraubt. Maßregelungen auf Grund des Streiks
ſinden nicht ſtatt. Die Forderungen werden rückwirkend vom
15. Mai bewilligt. Die Ferienfrage wird geregelt nach dem Ab-
kommen, das mit den Büchdruckern am 21. Mai getroffen wurde.

Die Streikenden erklärten ſich, obwohl ſie durchaus nicht zu
friedengeſtellt waren, bereit, die Arbeit zu dieſen Bedingungen

erkannt.
weiblich e und 4 M. für jugendliche Hilfsarbeiter vro Woche an-

wieder aufzunehmen.

Beendigung des Holzarbeiterſtreiks in Berlin.

Der Zeit in Berlin auiſt en mion wen 47 V. en den Unternehmern

n mmen:auf folgender Grundlage zuſtande Facharbeiter

bei der g 1. April g.e e ren e an

m

Das iſt eine ganz unzuläſſige

da

erhalten bei
r

Auguſt weitere 10 Arbeiterinnen bei Wieder
aufnahme der Arbeit 15 Pfg.,“ Nachzahlung ab 1. April 15 Pfg.,
ab 1. rn weitere 10 Pfg. Alle Zulagen ſind auf Akkordlöhne

e le de Abmachungen ier. n niſſe n üDie Serahenſete der udeke erfolgte am Montag. hit.

Ledebour Prozeß.
18. Verhandlungstag.

Nach Eröffnung der Sitzung ſtellt der Vorſitzende feſt, dals Zeuge gelädene Kellner Roland d eeeh S 5

e v. Tyſ aben ſichTyſzka nicht erſchienen ſind. Die Ladungen
rmell nicht durchführen laſſen. Roland hat dem Vorſitzenden

aber geſchrieben und v. Tyſzka mit Rechtsanwalt Roſenfeld tele
phoniert. Beide Zeugen ſind in Berlin. Rechtsanwalt Roſen
feld Jch, beantrage, den Roland direkt durch den Gerichts
Plesa laden zu laſſen. v. Thſzka hat mir gegenüber die
B dung ausgeſprochen, daß er hier im Gericht verhaftet
werden Jch beantrage daher, ihm freies Geleit für
ſeine r h zu erwirken. Staatsanwalt Zum-broich: v. Tyſzka wird vom Zivilgericht wegen Vandendiebſtahls
und Bandenraubs geſucht; es ſchwebt gegen ihn auch vor dem
Gericht der Garde-KavallerieSchützenDiviſion wegen ähnlicher
Verfehlungen ein Strafverfahren. Sowohl das Polizeipräſidium
atte Beamte und die Militärbehörde eine Patrouille entſandt,

um ihn am Sonnabend im Gericht zu verhaften. Jm militär
gerichtlichen Verfahren können wir keine Garantie dafür über-
nehmen, daß der Zeuge hier nicht verhaftet wird. Rechtsanwalt
Roſenufeld: Jch beantrage, dem v. Tyſzka ein freies Geleit im
Sinne des s 337 St. P. O. zu erwirken. Rechtsanwalt Dr. Lieb
knecht: Wenn man den Zeugen vernehmen will, ſo beſteht doch
die Möglichkeit mit Hilfe der Zentralſtellen, das iſt die preußiſche
Regierung, ein freies Geleit für den v. Tyſzka zu erhalten. Das
Gericht zieht ſich zur Leratung zurück und legt der Verteidigung
nahe, wegen der raſchen Beendigung des Prozeſſes auſ die beiden
a zu verzichten. Die Verteidiger erwidern, daß ſie auf die

ufklärung dieſer weſentlichen Vorgänge nicht verzichten können.
Das Gericht erſucht nunmehr die Staatsanwaltſchaft, den Zeugen
Roland durch einen beſonderen Boten ſofort zu laden und dem
v. Tyſzka für morgen 15, Uhr freies Geleit zu erwirken. Rechts
anwalt Dr. Roſenfeld: Wir können jetzt die Zeit durch die
Vernehmung des Herrn Anton Fiſcher ausfüllen, der hierwieder im Saale iſt. Jch hoffe, daß die Genehmigung zur Aus-
ſage nunmehr vorliegt. Vorſihzender: Darüber möchte ich mich
ſpäter äußern.

Ledebour: Fiſcher hat behauptet, daß die Soldaten am
29. Dezember bei der Beerdigung der Opfer vom 24. Dezember
gegen mich ſo erbittert geweſen ſeien, weil ich aus dem Hinter
runde alles dirigiere und vorne nicht zu faſſen bin. Dieſe An
chuldigungen gehören nicht zur Amtsverſchwiegenheit und Herr

Fiſcher wird Auskunft geben müſſen, wie die Soldaten zu dieſer
irrtümlichen Meinung gekommen ſind. Der Erlaß des Herrn Noske,
mit dem er ſeinen ſpäteren Mordanſchlag gegen mich zu Unrecht
zu decken ſucht, greift hier jedenfalls nicht durch. Das Gericht
verkündet nunmehr ſeinen Beſchluß, daß es die verſchiedenen
Fragen der Verteidigung an den Zeugen Fiſcher mit Rückſicht auf
den s 53 der St. P. O. nicht zulaſſen könne.
„Ledebour: Es iſt ganz unerhört, daß der Zeuge Fiſcher ſich

hier ganz breit als Zeuge der Staatsanwaltſchaft äußern durfte,
ſoweit man glaubte, daß ſeine Ausſagen mich belaſten würden,
daß man aber dem Zeugen erlaubte, ſich ſofort hinter ſeine Amts
verſchwiegenheit zu flüchten, ſobald die Gefahr beſtand, daß die
Fragen meiner Verteidiger die Unwahrheiten dieſer Ausſagen feſt-ſtellen würden.

Vorſitender: Die Herren Geſchworenen werden ſichnach dein Gang der Sache ein Bild darüber zu machen haben,
inwieweit die Ausſage des Zeugen Fiſcher vollſtändig erſcheint
und wie ſie zu bewerten iſt.
Ledebour: Fiſcher hat hier zugegeben, daß er außerhalb

dieſes Saales geſagt hat, er ſei
Laufburſche bei Noske.

Vorſitzende Das hat der Zeuge nicht geſagt.Ledebour (mit erhobener Stimmeß: Er hat es nicht beſtritten,

er hat auf meinen ausdrücklichen Vorhalt geſchwiegen; das iſt
ein Zugeſtehen. Es iſt ein unerhörtes Verfahren, ds man gegen
mich eingeſchlagen hat; man hat hier den Zeugen lang und breit
erzählen laſſen, ohne an Amtsverſchwiegenheit zu denken, er ſt
als der Zeuge in ſeiner Lügenflut zu erſaufen
drohte, hat ihm der Staatsanwalt die Amts-
verſchwiegenheit als rettende Planke zuge-
worfen und Herr Fiſcher hat gierig danach gegriffen.

Vorſitzender: Dieſe Ausdrucksweiſe iſt unzuläſſig.
Ledebour: Jch muß es draſtiſch charakteriſieren dürfen,

wenn man es verſucht, mich mit einer derartig vorſintflutlichen
Beſtimmung in meiner Verteidigung zu beſchränken.

Vorſitender: Sie dürfen geltendes Recht nicht als vor-
ſintflutliches bezeichnen.

Ledebour: Wenn die Amtsbverſchwiegenheit für den
eugen Fiſcher in Frage kam, ſo mußte der Staatsanwalt dieſe

rage vor der Vernehmung des Zeugenprüfen, aber den Zeugen
erſt gegen mich ausſagen laſſen und mittendrin die Vernehmung
abzubrechen, das iſt eine Leichtfertigkeit

Vorſitzender: Jch muß den Vorwurf der Leichtfertigkeit
zurückweifen. Ledebonur: Jch muß ſchärfſten Proteſt gegen ein
Verfahren erheben, wie es hier gegen mich geführt worden iſt.
Wenn dieſes Verfagsren geſetzmähzig wäre, ſo hätte die Regierung
und ihre Beauftragten die Möglichkett, den Angeklagten erſt
von einem Zeugen in beliebiger Ausdehnnng belaſten zu laffen,
odann aber das Recht, die Entlaſtung des Augeklagten durch
efragung des Zeugen nach Willtür zu verwehren. Es liegt

hier eine unerhörte Beſchränkung der Verteidigung vor, wie
ſie mir in meiner langjährigen Kenntnis öffentlicher Dinge
nicht vorgekommen iſt. Dieſes Verfahren eſt eine
Vlamagge für unſere ganze Juſtiz.

Vorſitzender: Auch das dürfen Sie nicht ſagen.
Rechtsanwalt Dr. Liebknecht: Herr Noske hat erklärt, daß

die Ausſage des Zeugen Fiſcher das Wohl des Reiches gefährden
würde: Noskes Politik würde durch die Wahrheit bloßgeſtellt
werden. Das charakteriſiert die Sachlage. Jm übrigen halten
wir die Verweigerung der Ausſage für unzuläſſig, da Fiſcher gar
nicht Beamter im Sinne der Strafprozeßordnung war. Erſt mit
dem Zuſammentritt der preußiſchen Nationalverſammlung kann von
Beamten im Sinne des Geſetzes geſprochen werden. Vorſitzender:
Das iſt Sache des Reviſigansgerichts. Es iſt eben die Ladung
des Zeugen Roland zurückgekommen, er iſt ſeit einiger Zeit ver
reiſt, ſein Aufenthalt nicht bekannt. Ledebour: Vielle?cht äußert

ch die Staatsanwaltſchaft darüber, ob Herr Roland Hen Ober-
eutnant Vogel nach dem Zug begleitet hat, Vorſitzender:

emerkung. Ledeboeur: Keines-

Aus der Provinz.
Kreistag der A. S. P. des Wahlkreiſes Naumburg-Weißenfels Zeit.
Der Kreistag, der am Montag in Zeitz tagte, ſandte tele

graphiſch dem en Ledebour einen ſozialiſtiſchen Gruß
und dankte ihm für ſeinen tapferen Kampf um Wahrheit und
Recht. Genoſſe Leopold konnte in ſeinem Geſchäftsbericht über
ein gutes Wachstum der Organiſation berichten. Die Zahl der
Mitglieder ſei ſeit dem letzten Kreistag von 1676 in 37 Zahl
ſtellen, auf 10 151 in 65 Zahlſtellen geſtiegen. Bei allen Wah-
len habe der Bezirk gute Reſultate erzielt. Jn fünf Städten
ſeien 78 Stadtverordnete und in den Gemeinden 475 Gemeinde
vertreter gewählt worden. Jn vielen Orten verfüge die Partei
über die Mehrheit, ſo bei den Kreistagswahlen im ZeiLer
Kreis. Der Referent behandelte dann die Frage des General
ſtreiks, wandte ſich gegen die kommuniſtiſche Taktik und ver
urteilte das Nichterſcheinen des Volksboten während des leben
Streiks. Er ſprach am Schluß für die Einigung des Proleta
riats auf der Baſis des Räteſyſtems. Auch der Setretar &Sin-
dau konnte über die organiſatoriſche Tätigkeit nur Erfreuliches
berichten. Er bedauerte das Verſimpeln der Buchdrucker im

Der Kaſſenbericht habe 65 k.
Einnahme ergeben, der eine Ausgabe von 56017 Mk. Krarne

In be
e Oelßner dafür

ein, daß unſere Preſſe bei größeren Aktionen unter allen Am-

trollieren zu laſſen.Beſchlofſen wurde, daß der Volksbote bei
künftigen Generalſtreiks zu erſcheinen hat.

Jn dem Bericht über Preſſe teilte Leopold mit, daß beantragt
worden ſei, den Jnſeratenteil einzuſchränken. Das hätte eine
bedeutende Erhöhung des Abonnementspreiſes zur Folge, weil
die Jnſerate das Rückgrat einer Zeitung bilden. Erfreulich ſei
die gewaltige Zunahme der Abonnentenzahl, die jetzt 15 000 be-
trage. Wegen ſchwieriger Verhältniſſe ſeien wir gezwungen,
den Abonnementspreis von 1,25 Mk. auf 1,75 Mk. zu er
höhen. Ein entſprechender Antrag wurde einſtimmig an-
genommen.

Zum Vorſitzenden wurde Gen. Leopold wiedergewählt.
Zum Bezirkstag nach Halle wurden als Beauftragte delegiert
die Genoſſen Leopold, Windau, Düwell, Lenzner und Gabler;
vom Kreistag die Genoſſen Oelßner, Lügenhain, Tille, Scharfen-
berg und die Genoſſin Schulle.

Merſeburg. Diskuſſionsabend der U. S. P. Am Freitag,
20. Juni, 8 Uhr abends, Zuſammenkunft im Thüringer Hof.
Thema: Der Untergang des Kleinbetriebes. Sprecher: Genoſſe
Kynaſt. Um zahlreiche Beteiligung wird in Aubetracht der Wich-
tigkeit der Einrichtung gebeten.

Mücheln. Drohender Streik. Die Zimmerer von hier
beſchloſſen, am Freitag früh in den Ausſtand zu treten, wenn die
ſeit ſechs Wochen verlangte Lohnaufbeſſerung von 25 Pfg. pro
Stunde nicht bewilligt wird. Es handelt ſich hier um SGleich-
ſtellung der Löhne für die Geſellen, die auf den Grubenbetrieden
und Jnduſtriewerken beſchäftigt ſind und denen, welche auf den
Zimmerplätzen und Bauten in Mücheln arbeiten. Es liegt hier
an den. Meiſtern in Mücheln dieſen Lohnſtreit zu beſeitigen, wenn
ſie den Lohn von 1,85 zahlen. Da die Lebens- und Erwerbs-
verhältniſſe in der Stadt Mücheln von denen in der Großſtadt
nicht abweichen, ſo iſt die Lohnforderung durchaus gerechtfertigt.
Die Lohnkommiſſion der Zimmerer von Mücheln und Umgegend.

Eieleben. Kinderſchutzkommiſſion. Jn der am Sonntag
ſtattgefundenen Verſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins
wurde auf Antrag Eggers beſchloſſen, eine Kinderſchutzkommiſſionzu bilden. Sie beſteht aus fünf Genoſſen und zwei Genoſſinnen.
Gerade jetzt, wo die Zeit des Rübenverziehens vor der Tür ſteht,
und nach altem Brauch hier die Kinder in größern Maße dazu
herangezogen werden, erwächſt dieſer Kommiſſion eine große Auf-
gabe. Zum Verdruß der Lehrerſchaft fehlen ſchon wieder eine
große Anzahl Kinder in der Schule. Die Gärtner und Agrarier
begnügen ſich nicht bloß mit dem ſchulfreien Nachmittag, ſondern
wollen die Kinder den ganzen Tag beſchäftigen. Das darf von
der Schulbehörde nicht geduldet werden. Lange genug haben die
Kinder einen regelrechten Schulbeſuch entbehren müſſen, jetzt iſt
es Zeit, daß die Bildung der Kinder wieder eine ſyſtematiſche
Regelung erfährt. Die Lehrer ſind auch froh, daß es endlich
wieder ſoweit iſt, doch ſcheinen Kräfte am Werk zu ſein, dies
durch Gewährung von Urlaub zu inhibieren. Leider gibt es auch
einſichtsloſe Eltern, die die Ausbeutung der Kinder unterſwätzen-
Sie meinen, den Verdienſt der Kinder mitnehmen zu müßen.
Das aber viele Kinder in dieſer Hitze geſundheitliche Nachteile
für die Zukunft davon tragen, daran denken ſie nicht. Es muß
genügen, wenn der halbe Tag zu dieſer landwirtſchaftlichen Arbeit
verwendet wird. Die Kommiſſion muß ſofort zuſammentreten, um
die Ueberarbeit der Kinder zu verhindern. Auch Beſchwerden über
ſchlechte Behandlung, über die früher lebhaft geklagt wurde, nimmt
die Kommiſſion entgegen. Das Abholen der Kinder ſofort nach
Schulſchlus iſt unzuläſſig. Eltern, die ſo einſichtslos ſind, den
Kindern nicht mal eine Stunde zum Eſſen gönnen, die ſelbſt nach
der Schule gehen, die Bücher abnehmen und das Kind gleich
auf Arbeit ſenden, müſſen zur Vernunft angehalten werden. Es
wird notwendig ſein, daß die Kommiſſion mit dem Lehrerrat in
Verbindung tritt. Das Kind muß geſchützt werden!

Kelbra. Die notleidenden Agrarier. Am Sonntag
wurden 20 Morgen Klee von der hieſigen Domäne verkauft.
Trotzdem nur der erſte Schnitt verkauft wurde, ſind Preiſe von
über 800 M. pro Morgen erzielt. Wie ſoll da ein Arbeiter, der
100 M. im Monat verdient, etwas kaufen können? Recht eigen
artig berührte es, daß der Jnſpektor der Domäne oft ſelbſt mit
bot. War es noch nicht teuer genug? Man ſieht, das die „not-
leidenden“ Landwirte verſtehen, aus der Futternot ein glänzendes
Geſchäft zu machen.

wegs, ob der Roland den Vogel nach Holland vegſeitet hat.
Vorſitzender: Die Angelegenbeit de gehört zu einem ganz
anderen Verfahren: Vogel ſoll geflohen ſein Ledebonr,
den Vorſitzenden mit Nachdruck unterbrechend: Er iſt geflohen.
Vorſitz ender: Dieſe Jronie iſt hier nicht am Platze. Lede-
bour: Meine Bemerkung war allerdings voll beißender Jronie,
aber ich finde, ſie war hier angebracht. Rechtsanwalt Obuch
erſucht unter J auf die Ausſage des Zeugen Follbrandt,j

ſ ieſer Bekundung äußern zu laſſen. Das Gericht lehnt
ieſe Frage ab. Die Verhandlung wird auf Dienstag 11 Uhr

vertagt.

richtenVerancwortlich für Politik und Darteins für Halle
und Saalkeeis und für Aus der Provinz: Gottlied Kakparetk; ſir Anzeigen

G. m. d. H.; Druck Halleſche GenoſſenVerlag Volksblatt
erei, C. m. d. S., ſamclich im Halle.

er ſich ſelbſt als ſtellungslos bezeichnet habe, den Fiſcher

r e Lfür die Gtsbeſtherin Dir Kirſchen erwarb die Stadt eutöla

bei Berlin. dizahlen muß, iſt klar erſichtlich. Aehnlich verhält es ſich mit der
Grasverpachtung der Stadt Wiehe. Auch hier erreichten die An
gebote die Höhe von 500 bis 700 Mark für den Morgen. Die
kleinen Haushaltungen ſind natürlich nicht in der Lage, ſo viel zu
zahlen. Der energiſche Proteſt des Vorſitzenden vom Arbeiterrat
war deshalb gerechtfertigt. Den bürgerlichen Stadtverordneten
und dem Bürgermeiſter waren dieſe Sumimnen anſcheinend noch
nicht hoch genug. Aus 200 Morgen Wieſen 69035 Mark Pacht
herauszuſchlagen, mag ja für die Stadtkaſſe ganz willkommen ſein.
Den Arbeitern aber, die die Wucherpreiſe für die Produhhe der
Pächter zahlen müſſen, iſt damit nicht gedient. Wir appellieren
daher nochmals an die Arbeiter: Schließt euch der politiſchen
Organiſation an, damit wir auch in der Kommunalverwaktung
vorwärts kommen. Hinein in die U. S.
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Voranzeige: Ab Dienstag, den 24. Juni:

Kapital und Arholt,
Der t sozial-politische Film.

Sonuntag, den 22. Juni, nachmittags 3 Ahr,
im früheren Gaſthof von Langrock:

III
Es iſt dringende Pflicht aller Mitglieder, zu erſcheinen.

1870 Der Vorſtand.
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Schauſpiel von Alex. Zinn.
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Stadttheater.
Freitag, den 20. Juni 19109,Anfang 7 Ende 11 Uhr:

Wilnelm roell.
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en W Vur: Familien-Vorsteltung.

Oberpolſinger
Täglich Künstlerkonzerte
Heute: Großer Liederabend.

Angenehmer, kühler Aufenthalt. 1868

ein tSonnabend, den 21. Juni, abends 8 Uhr:

II. Colustümliches Sinkontekonzert
der Kapelle des Füſilier- Regiments N

Leitung Kapellmeiſter O.
Soliſt: Konzertmeiſter Müer (Violine).

Einkritte 0,55 Mark (einſchb Kartenſteuer.) 1802
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Nachmittags 3 Uhr: BALL-
i3 Ubr: Korsoahbri, Abt. Ammendorf, 3ehilllerplatz.

Alle Sportsgenoesea, Freunde und Gönner des n
w Vereins ladet ein Der Vorstand z

VII
Ortesgruppe Wiedemar.
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2

2

2

Zu dem am Konnkag 27
22. Junl, im Gasthot zu Wetattſindenden rBau mit Reigenfahren

Das Festkomitese.
Arheiter-Blllungverein, Halle Krülhit

Ssonnabend, den 21. Junl 1918,
im Lindenhof zu Kröltwitz:

Theaterahend,.
Zur Aufführung Kkommt:

Dunkle Hächte, in drei Aufeügen.
In den Pausen: Mandolluen- und Gesangsvorträge.

Anfang s Uhr. Einlaß 7 Ohr. 1856
Freundliehst ladet in Der Vorstand.

ladet ergebenst ein

Wertpaplere,
mündeleichere jeder Art, r kauft and
Sparkasse J iaer Fe,

tollo Reppesadort.

Axffentl. Verſummlunn.

Großes Preiskegeln

Wansleben
Freitag, den 20. Juni, abeuos S Uhr,
*1278 bei Graſemann:
mitgliederversammlung.

Es werden ſämtliche Mitglieder eingeladen. Tages
ordnung wird in der Verſammlung bekanntgegeben.

Zſcherben.
Sonntag, den 22. Jnni, nachm. 3 Uhr,

im Gaſthof von Voltze:

Tagesordnung:

Redner: Genoſſe Kürbs, Halle.
Oertliche Angelegenheiten.

Zahlreichen Beſuch erwartet Der Vorſtand.

A. chtung?
Einwohner ven Roltzseh

Kaufe zu höchsten Tagespreisen:

Lumpen, Papier, Felle
*1272Lumpen-Sorti eranstalt Roltzsch

Kirohstrasse O (gegenüber vom Konsuw).

Frei Heil! Frei Heil!
AlbeiterTurnverein Vater Juhn.
Sonuntag, 22. Juni, in Kloſtermansfeld:

z1jähriges Stiftungsfest,
verbunden mit Vannerweihe.

Es ladet hierzu alle geehrten Einwohner, ſowie aus
wärtigen Freunde und Gönner der Turnſache herzlichſt ein

*1282 Der Vorſtand.Wansleben am Scee.
Sonntag, den 22. Juni, findet im Gaſthof zum

Seebad von nachmittags 3 Uhr an

ſtatt. D Es werden wertvolle Preiſe ausgekegelt.
Hierzu ladet freundlichſt ein t*1278 Der Vorſtand. J. A. Oſſig.

Augsdorf.
Sozlalcemokratlscher Verein V. S. P.

Zu uaserm am Sonntag, den 22. Jun, aaoh-
mittags 3 Uhr, etattündenden

r Tanzkränzchen
ladet ergebenst ein Der Vorstand

Auch werden von nachmittags 2 Uber en ver-chiedene Gogenstände Zuegeegen. *1285

Anlen Freunden und Parteigenossen zur
Kenntnis, dass ich mit dem heutigen
Tage, den

III
in Harzgerode

übernommen habe. 275Bei Harzreisen halte mich d
empfohlen.

Karl Crain, h

Bruckdorf und Ume.,

im Gasthof von Große in Braekdorf:
Oeftentlichoe

holksbersammlung.
Thema

Retferont: Genocee Ticoklieor- Koipatg.

Konminicighe verte Deutschang
D. S. P. D. Dölau

Freiltag, den 20. Jaunt, abends 8 Uhr,

EEGGGGBBEEIIEIIIIIIIIIII

1847

Hpello-Iheater.

Keate a. Aglieh s r
Be (arüarfutin
Operette v. R. Mal man
tn Emmy Sturm
in der Hauptrolle 1266

Vorverkauf 9-1 u.

wochencart n im

Adler -Iurnverels Fiäne.

Sonnabend, den 21. Juniabends 7 üdr, im Gaſthaus
zu Rockendo rf:

hell und unkel, liefert jedes Quantum ſofort ab Lager

Acs deutſchen Volles 6chiclulztunde.

1869

Königſtrase 70. Fernruf 3426.

1992 Der Cinderufeor,
Boyrpuſte,wirklich gute, ſchmalzartige Ware, nicht eintrocknend,

Klinfuhr- und Handelsgesollsohaft m. b.

nun Tannem. turneriſch. Aufführuuget
Ergebenſt ladet ein

*1281 Der Vorſtand.

Würche

Seeleute
Vor Zuzug nach Hamburg
wird dringend gewarnt,

äs bier weder Beschüfigang für Seeleute
noch Unterkunftsaögllekkeit vorliegt. *1288

Der Demoblimachungs-Kommlzrar Humburs.

niedergelaſſen. 1815
Sanitätsrat Dr. Kallmann,

Telepbon 4177

pabe mich Magdeburgerſtr. 54

d r r 43mli-Silefel,
T t An u nd Hängelampe

Anfr. a. V. II.
364 a. d. Exped. d. Bl. 1873

bauerdatte un

Noktewargae,

rima Lederun Ve er Ausführung

H. Krausemann,

S aurKohmeeorstr. 49.

Für Felle zahle die
beſten Preiſe
Händlern.Paul iolkmann,

Sprechſtunden von 8--10 vorm. und 2--4 Uhr nachm.

XEIIIIXIVIIE
Ammendorf, Beeſenerſtr. 1.

Klavier, Violin-, Mandol.u. Gitarre- Unterricht erteilt
86] Wally May, Torstr. 10.

Hamſter-, Raulwurf-,
Kaninv. a. Sorten Felle,

Roßhaar u. Wolle kauft

zu höchſten Preiſen

A. Waise,
Pelz und Fellhandlung.

treuſorgende Mutter, F

Prassen
k. 0,75.

Steinweg 45
Gr. Ulrichstr. 9

Kranzſpenden dankend

Am 16. Juni entſchlief nach langem, ſchwerem

j mit Geduld g Leiden unſere innigſtgeliebte,
rau

erw. kam Unterag. In Geler gen ba
Rannisehestr. 1. Tel. 1667

c im vollendeten 44. Lebensjahre.Z2itronen- Halle, Freiimfelderſtr. 17.
Jm Namen der Hinterbliebenen Kinder:

Villi opel nebſt Bruder u. Fran n. Verwandte.

Die Einäſcherung findet Freitag 11 Uhr von der
kleinen Kapelle des Gertraudenfriedhofes aus

25
un Meng gen u

Reilstrasse 1
Ammendorf

Bahnhobtr. 2. i878

ehe umſonſt del
ehwerhörigkeit

bewährt., patenrn geſchüdten
örtreoemmeln.

quem u. unſichthar

Ehren

Am Montag, den 16. Juni, ist unserbraves Mitglied, der Gastwirt

Karl Schnabel
nach kurzem Leiden verstorben.

Sein Andenken werden wir stets in
halten. 1863 r
Der Vorstanä.

Betinässan entſchlief plötzlich und
I Bann, unſer guteAhbhitfe sofort

Ahker u. Gesehlechbt a
Anskunft umsonst,

e
Münohea 39e, Neareniherstr. 10.

J im 30. Lebensjahre

Halle,

S

Am Montag, den 16. Junt, früh 4 uhr,
unerwartet,' mein lieber

i So e ma

Schwager und Onkel, der Gaſtwirt
V

77

W

1857

Im Namen der trauernden Hinterbliebenen
Berta Sehnabel geb. Wilsdorf

nebſt Kindern.

den 18. Juni 1919.
Merſeburger Straße 54.

Die Beerdigung wird noch bekanntgegeben.
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Nr. 141. 30. Jahrgang.
Beilage zum Volksblatt.

Halle (Saale), 19. Juni 1919.

Der Wortlaut der Mantelnote.
Berlin, 17, Juni, (W. T. B.)

Die geſtern nachmittag 248 Uhr dem Reichsminiſter Grafrogterfteen t u übergebe nden Wort. gebene Mantelnote hat folgen
t Herr Prüſdem! Die an Paris, den 16. Juni 1919.

Herr Präſident! Die alliierten und aſſoziierten Mächte haben
mit der ernſteſten Aufmerkſamkeit die Bemerkungen über die
Friedensbedingungen geprüft, welche ihnen die deutſche Dele
gation hat zugehen laſſen.

Die deutſche Antwort vproteſtiert gegen den Friedens
vertrag, weil er einmal im Widerſpruch ſtehen ſolk mit den Be
dingungen, welche die Grundlage des Waffenſtillſtandes vom
11. November gebildet haben, und weil er ferner ein Gewalt

und nicht ein Rechtsfriede ſein ſoll. Der
oteſt der deutſchen Delegation beweiſt, daß dieſe die Lage

verkennt, in der ſich Deutſchland heute befindet. Die deutſche
Delegation ſcheint zu meinen, daß Deutſchland nur „einige
er zu bringen hat, um den Frieden zu erlangen“, als wenn
dieſer Friede einzig und allein der Abſchluß eines Kampfes um
den Gewinn von Verritorien und Macht wäre. Infolgedeſſen

es die alliierten und aſſoziierten Mächte für notwendig,
ihre Antwort mit einer genauen Darlegung ihres

UNrteils über den Krieg
z beginnen, eines Urteils, welches tatſächlich das der Ge
lamtheit dey ziviliſierten Welt iſt.

u I.
Nachh der Meinung der alliierten und aſſoziierten Mächte iſt der

Krieg, der am 1. Auguſt 1914 ausgebrochen iſt, das größte Ver
brechen gegen die Menſchheit und die Freiheit der Völker ge
weſen, welches je eine Nation, die ſich als eine ziviliſierte be
trachtet hat, bewußt unternommen hat. Während langer Jahre

die Machthaber Deutſchlands, der preußi-

v

chen Tradition getreu, ihre Anſtrengungen verviel-
facht, um ſich in Europadie Hegemonie zu ſichern. Sie
haben ſich keineswegs mit der Wohlfahrt und dem wachſenden

influß begnügt, welchen Deutſchland mit Recht für ſich bean
pruchen konnte und welchen alle anderen Nationen gewillt

waren, ihm in der Geſellſchaft freier und gleichberechtigter
Völker zuzuerkennen. Sie habe ſich in die Lage verſetzen wollen,
ein geknechtetes Europa ebenſo zu beherrſchen und zu tyranni-
ſieren, wie ſie ein geknechtetes Deutſchland beherrſcht und
thranniſiert haben. Um ihr al zu erreichen, haben ſie mit
allen in ihrer Macht ſtehenden Mitteln die Sinnesrichtung ihrer
Untertanen zu der Doktrin erzogen, daß in den internationalen
Angelegenheiten Macht Recht iſt. Sie haben niemals auf
ehört, die Rüſtungen Deutſchlands zu Lande und zu
aſſer zu entwickeln und die lügneriſche Behauptung

zu verbreiten, daß eine ſolche Politik notwendig ſei, weil die
achbarn Deutſchlands auf ſeinen Wohlſtand und ſeine Macht

eiferſüchtig ſeien. Sie haben verſucht, anſtatt Freundſchaft,
Feindſchaft und Mißtrauen zwiſchen den Na-
tionen zu ſäen. Sie haben ein Spionage- und Jntrigen-
r entwickelt, welches ſie in den Stand geſetzt hat, innere

nruhen und Revolten hervorzurufen und ſogar geheime An
iffsvorbereitungen auf dem Territorium ihrer Nachbarn zuel um im gegebenen Augenblick ſie mit mehr Sicherheit und

eichtigkeit vernichten zu können. Sie haben Europa durch Ge
waltandrohungen in einem Zuſtand der Gärung erbalten, und
als ſie feſtgeſtellt haben, daß ihre Nachbarn entſchloſſen waren,
ihren anmaßenden Plänen Widerſtand zu leiſten, haben ſie ſich
entſchloſſen, ihre Vorherrſchaft durch Gewalt zu begründen, ſo
bald ihre Vorbereitungen beendet waren. Sie haben einen

unterwürfigen Verbündeten
ermutigt, Serbien den Krieg binnen 48 Stunden zu erklären,dieſen Krieg deſſen Ziel die Kontrolleüberden Balkan
war. Sie wußten ſehr wohl, daß ſich derſelbe nicht lokali

ieren laſſen und den allgemeinen Krieg entfeſſeln werde.
dieſen allgemeinen Krieg doppelt ſicher zu machen, haben

ſie ſich jedem Verſuch der Verſtändigung und der Konferenz ent
gzogen, bis es zu ſpät war und der Weltkrieg unvermeidlich ge
worden iſt, jener Weltkrieg, den ſie geplant hatten und für den
Deutſchland allein unter den, Nationen vollſtändig gerüſtet und vorbereitet war.

Die Verantwortlichkeit Deutſchlands beſchränkt e aber nicht
auf die Tatſache, den Krieg gewollt und entfeſſelt zu haben.
Deutſchland iſt in gleicher Weiſe für die

wilde und unmenſchliche Art
verantwortlich in der es den Krieg geführt hat.

Wiewohk Deutſchland ſelbſt einer der Garanten Belgiens
war, haben ſeine Machthaber die Neutralität dieſes durchaus

dlichen Volkes verletzt, nachdem ſie feierlich verſprochen
gtten, ſie zu reſpektieren. Nicht genug damit haben ſie ge
liſſentlich eine Reihe von Hinrichtungen und Brandſtiftungen

vorgenommen, einzig und allein in der Abſicht, die Bevölkerung
zu terroriſieren und ſie durch den Schrecken ihrer Taten kirre zu
machen. Die Deutſchen waren es, die zuerſt

giftige Gaſe
angewandt haben, trotz der furchtbaren Leiden, die diefelben herbeiführen d Sie waren es, die mit den Vombenabwürfen
anf Städte und den Fernbeſchießungen derſelben angefangen
haben, und zwar ohne militäriſchen Grund, einzig und
allein in der Abſicht, die Moral ihrer Gegner dadurch zu er
ſchüttern, daß ſie Frauen und Kinder trafen. Sie
waren es, die die Tauchboot-Kampagne begannen, eine

ſeeräuberiſche Mißachtung des Völkerrechtes,
und ſo eine große Anzahl unſchuldiger Paſſagiere und Seeleute
mitten im Wellmeere, fern von jeder Hilfe, Wind und Wellen
und, ſchlimmer noch, den Beſatzungen der Tauchboote preis
gegeben, zum Tode verurteilten. Sie waren es, die mit brutaler
Wildheit Tauſende von Männern und Frauen zur Sklaverei in
fremde Länder weggeſchleppt haben. Sie waren es, die hinſicht
lich der Kriegsgefangenen, welche ſie gemacht hatten,
eine barbariſche Behandlung, vor welcher die am
wenigſten ziviliſierten Völker zurückgeſchreckt wären, zugelaſſen
haben. Die Haltung Deutſchlands iſt faſt ohne Beiſpiel in
der Geſchichte der Menſchheit. Die ſchreckliche Verantwortung,
welche auf ihm laſtet, läßt ſich in der Tatſache zuſammenfaſſen,

igſtensdaß wenigſ 7 Millionen Tote

in Verbrechen gegen die Menſchheit und gegen das Recht zu erfie See Ghes der alliierten und aſſoziierten Mächte
iſt mit voller Deutl t ſchon wäh

vom 6. April 1918 definiert worden und ausdrücklich und im
nen von dem deutſchen

o n nMitbürger, mögen alle unſere zukünftigen Pläne und alle unſere

durchdringen und die brutale Kraft derer vernichten, welche, was
wir lieben und ehren, verſpotten und verachten. Deutſchland
ſagt erneut, daß die Kraft und nur die Kraft entſcheiden wird,
ob Gerechtigkeit und Frieden die Angelegenheiten des Menſchen

eſchlechts ſichern ſollen, ob das Recht, wie Amerika es ver
teht, oder die Hegemonie, ſo wie Deutſchland ſie verſteht, die

Geſchicke der Menſchheit leiten ſoll. Da gibt es wohl für ſie nur
eine einzige Antwort: Die Macht, die Macht bis zum äußerſten,
die Macht ohne Grenzen und ohne Ende, die richten de und
triumphierende Macht des Rechts, die das Recht
zum Geſetz der Welt macht und jede Gewaltherrſchaft zu egoiſti
ſchen Zwecken in den Staub zwingt.“
Die gleiche Haltung iſt deutlich zum Ausdruck gekommen in

einer Rede des Premierminiſters von Groß-Bri-
tannien vom 14. Dezember 1917: „Es gibt keine a
in irgendeinem Lande, wenn die Strafe nicht mit Gewißheit
folgt. Es exiſtiert kein Schutz für das Leben, für Gut und Geld
in einem Staate, wo der Verbrecher mächtiger iſt als das Recht.
Das internationale Recht bildet keine Ausnahme, und
ſolange man ihm nicht Genugtuung gewährt hat, wird der Frie-
den Welt immer jeder Nation auf Gnade und Ungnade aus
geliefert ſein, der ihre Lehrmeiſter unaufhörlich den Glauben
lehren, daß kein Verbrechen ſo lange ſtrafbar ſei, als es die
Größe und die Bereicherung des Landes zum Gegenſtand hat,
dem jene Lehrmeiſter untertan ſind. Jn der Weltgeſchichte hat
es zuweilen

verbrecheriſche Staaten

gegeben. Wir haben in dieſem Augenblick mit einem ſolchen
Staate zu tun. Es wird immer verbrecheriſche Staaten geben
bis zu dem Augenblick, wo die Früchte, die ein internationales
Verbrechen einbringt, zu fragwürdig ſein werden, um Nutzen zu
bringen, und wo die Beſtrafung eines internationalen Ver-
brechens zu ſicher ſein wird, als daß dieſes Verbrechen noch An
ziehungskraft haben könnte.“

Dasſelbe Prinzip iſt deutlich dargelegt worden in einer Rede
des Herrn Clemencegu vom 17. September 1918: „Was
wollen ſie (die franzöſiſchen Soldaten), was wollen wir, wir
ſelbſt? Kämpfen ohne Unterlaß und ſiegreich kämpfen bis zu
der Stunde, wo der Feind begreifen wird, daß kein Hom-
promiß möglich iſt zwiſchen einem ſolchen Verbrechen und
der Gerechtigkeit. Wir ſuchen nur den Frieden und wir wollen
ihn gerecht und dauernhaft, damit die künftigen Generationen
tet ſeien von den entſetzlichen Zuſtänden der Vergangen-
heit.“

Desgleichen hat Herr Orlando am 3. Oktober 1918 erklärt:
„Wir werden den Frieden erhalten, wenn unſere Feinde an-
erkennen, daß die Menſchheit das Recht und die Pflicht hat, ſich
gegen den Fortbeſtand der Urſachen zu ſichern, welche dieſes
entſetzliche Blutvergießen hervorgerufen haben, und daß das
Blut, das von Millionen Menſchen vergoſſen iſt, nicht nach
Rache ſchreit, ſondern die Erfüllung des hohen Jdeals verlangt,
für welches dieſes Blut ſo edelmütig vergbſſen iſt. Selbſt wenn
es ſich um eine gerechtfertigte Anwendung des Wiederver-
geltungsrechts handeln ſollte, ſo denkt niemand daran, Methoden
brutaler Gewalt, anmaßender Herrſchaft oder Erſtickung der
Freiheit eines Volkeks anzuwenden, das heißt, eine Methode und
eine Politik, welche die ganze Welt gegen die Zentralmnächte
aufgebracht haben. Aber die ganze Welt wird anerkennen, daß
es zur Wiederherſtellung der moraliſchen Ordnung nicht genügt,
daß derjenige, dem ein ſchändliches Unternehmen mißlingt, er
klärt, er habe auf ſeinen Plan verzichtet. Die Fragen, die in
ihrem Weſensinhalt ſelbſt das friedliche Leben der Nationen be-
rühren, müſſen, wenn ſie einmal geſtellt ſind, die Löſung ſinden,
welche die Gerechtigkeit fordert.“

Alſo iſt
die Gerechtigkeit die einzig mögliche Baſis

zur Begleichung der Rechnung dieſes ſchrecklichen Krieges. Ge-
rechtigkeit iſt es, was die deutſche Delegation verlangt und was
nach Erklärung dieſer Delegation Deutſchland verſprochen ſein
ſoll. Gerechtigkeit ſoll Deutſchland werden. Aber es muß eine
Gerechtigkeit für alle ſein. Es muß. Gerechtigkeit ſein für die
Toten, für die Verwundeten, für die Waiſen, für alle, die in
Trauer ſind. Damit Europa von

dem preußiſchen Deſpotismus befreit
werde, iſt es nötig, daß Gerechtigkeit den Völkern werde, welche
heute unter einer Laſt von Kriegsſchulden zuſammenbrechen, die
ſich auf mehr als 30 Milliarden Pfund Sterling beläuft und die
ſie auf ſich genommen haben, um die Freiheit zu retten. Ge-
rechtigkeit muß den Millionen Lebeweſen werden, denen
deutſche Barbarei Heim, Land, Schiffe und Gut ge-
plindert und zerſtört hat. Deswegen haben die verbündeten
und aſſoziierten Regierungen mit Nachdruck erklärt, daß Deutſch
land als Vorbedingung des Vertrages ein Werk der Wiedergnt-
machung bis zur änßerſten Grenze ſeiner Leiſtungsfähigkeit
übernehmen muß; denn die Wiedergutmachung der
Schäden, die man verurſacht hat, iſt das Weſen
der Gerechtigkeit. Aus dieſem Grunde beſtehen ſie dar-
auf, daß die Perſonen, die für den deutſchen Angriff, ſowie für
die Akte der Barbarei und Unmenſchlichkeit, die deutſcherſeits
die Kriegführung entehrt haben, am offenkundigſten verant-wortlich nd einer Gerechtigkeit überliefert werden, die ihnen

gegenüber bisher im eigenen Lande nicht zur Anwendung ge
bracht worden iſt. Aus dieſem Grunde muß ſich Deutſchland
auch für einige Jahre gewiſſen Beſchränkungen und
gewiſſen Sonderabmachungenunterwerfen.

Deutſchland hat die Jnduſtrien, die Bergwerke und
die Fabriken der Länder, die ihm bengchbart ſind, vernich-
tet. Es hat ſie keineswegs im Verlaufe der Schlacht zerſtört,
ſondern ſie mit wohlüberlegtem Plane, ſeiner eigenen
Jnduſtrie zu ermöglichen, die Märkte jenerLänder anſichzureißen, bevor deren Jnduſtrie ſich von
der Zerſtörung erholen könnte, die es ihnen abſichtlich beigebracht
hat. Denitſchland hat ſeinen Nachbarn

alles geraubt,
was es zu verwerten oder wegzutragen vermochte. Es hat die
Fahrzeuge aller Nationen auf hoher See zerſtört, wo es für
Paſſagiere und Beſatzungen keine Möglichkeit der Rettung
gab. Es iſt nicht mehr als gerecht, daß eine Wiederher-
ſtellung ſtattfindet und daß die dergeſtalt mißhandelten Völ
ker eine Zeitlang gegen den Wettbewerb einer Nation geſchützt
ſeien, deren Jnduſtrien intakt, ja durch die in den beſetzten Ge
bieten geſtohlenen Werkzenge gekräftigt ſind. So hart dieſe
Prüfungen für Deutſchland ſein mögen, ſo hat doch Deutſchland
ſie ſich ſelbſt zuzuſchreiben. Jrgend jemand muß für die

Folgen de s Krieges leiden.
Wer ſoll leiden

Deutſchland oder lediglich die Völker, denen Deutſchland Uebles
zugefügt hat? Wenn man nicht allen denen Gerechtigkeit wider
fahren ließe, die Anſpruch auf Gerechtigkeit haben, ſo hieße das,
die Welt neuem Unheil auszuſetzen. Wenn das deutſche Volk
ſelbſt, oder eine andere Nation, davon abgebracht werden ſoll,
den Spuren Preußens zu folgen, wenn die Menſchheit von der
Ueberzeugung befreit werden ſoll, daß jedem Staate ein Krieg
um egoiſtiſcher Ziele willen erlaubt iſt, wenn die überlebten
Jdeen der Vergangenheit überantwortet und die Nationen ebenſo
wie die Einzelweſen ſich unter die Herrſchaft des Rechtes ſtellen
ſollen, und wenn in einer nahen Zukunft fogar von Verſtän-
digung und Beruhigung die Rede ſein ſoll, ſo wirddas nur fer Fall ſein, nachdem diejenigen, die die Verantwortung

re Sit ubertragen m

für den Friedensſchluß tragen, den Mut gehabt haben, darüber
u wachen, r 73 t um des einfachen Vorteils eines
equemen Friedens willen der Gerechtigkeit

Gewalt angetan werde.Die deutſche Denkſchrift behauptet, daß die
deutſche Revolution

berückſichtigt werden müſſe und daß das deutſche Volk für
die Politik ſeiner Lenker nicht verantwortlich
ſei, weil es ſie der Macht entkleidet hat. Die alliierten und aſſo
ziierten Mächte erkennen den vollzogenen Umſchwung an und
beglückwünſchen ſie dazu. Dieſer Umſchwung eröffnet eine große
Friedenshoffnung und eine Neuordnung der Zukunft Europas.
Aber er kann nicht die Erledigung des Krieges ſelbſt berühren.
Die deutſche Revolution wurde hinausgeſchoben, bis daß die
deutſchen Armeen im Felde geſchlagen waren, bis daß alle Hoff
nung, aus einem Eroberungskriege Vorteile zu ziehen, dahin
geſchwunden war. Während des ganzen Krieges, ebenſo wie
vor dem Kriege, ſind

das deutſche Volk und ſeine Vertreter für den Krieg
geweſen; ſie haben die Kredite bewilligt, ſie haben die Kriegs
anleihen gezeichnet; ſie haben alle Befehle ihrer Regierung be-
folgt, ſo barbariſch ſie auch waren, ſie haben die Verantwortung
für die Politik ihrer Regierung geteilt; denn wenn ſie gewollt
hätten, ſo hätten ſie ſie jeden Augenblick ſtürzen können. Wenn
jene Politik der deutſchen Regierung Erfolg gehabt hätte, ſo
würde das deutſche Volk ſie mit eben ſolcher Begeiſterung be
grüßt haben, wie es den Kriegsausbruch begrüßt hat. Das
deutſche Volk kann alſo nicht verlangen, daß, weil es, nachdem
der Krieg verloren war, ſeine Lenker gewechſelt hat, die Ge
Feſer seit es erlanbe, daß es den Folgen ſeiner Kriegstaten ent
gehe.

II.

Die alliierten und aſſoziierten Mächte glauben alſo, daß der
Friede, den ſie vorgeſchlagen haben, von Grund auf ein

Friede der Gerechtigkeit
iſt; ſie ſind nicht minder gewiß, daß es ein Rechtsfriede iſt, ent
ſprechend dem Grundſatz, die unterdrückten Völker zu
befreien und die nationalen Grenzen ſoweit wie möglich
entſprechend dem Willen der intereſſierten Völker zu ziehen und
dabei gleichzeitig jedem Volke alle Möglichkeiten zu geben, um
national und wirtſchaftlich ein unabhängiges Leben zu führen.
Dieſe Abſicht iſt nicht nur in der Rede des Präſidenten Wilſon
im Kongreß vom 8. Jannar 1918 öffentlich bekanntgegeben,
ſondern auch „in den grundſätzlichen Prinzipien, die in den
folgenden Reden auseinandergeſetzt wurden“ und die die an
genommene Friedensbaſis waren. Eine Denkfſchrift über dieſe
Frage iſt dieſer Note beigefügt.

III.
Jn Anwendung dieſer Prinzipien haben die alliierten und

aſſoziierten Mächte Vorkehrungen getroffen, um
Polen als unabhängigen Staat

wieder herzuſtellen, mit „einem freien und ſicheren Zugang zum
Meere“. Alle die „Territorien, welche von unzweifelhaft polni-
ſcher Bevölkerung bewohnt ſind“, ſind Polen zuerkannt wor-
den; alle die Territorien, welche von einer deutſchen Mehrheit
bewohnt ſind, außer einigen iſolierten Städten und einigen
Kolonien, welche auf kürzlich mit Gewalt expropriierten Län
dern errichtet ſind und mitten in unzweifelhaft polniſchen Ge
bieten liegen, ſind Deutſchland überlaſſen worden. Ueberall,
wo der Volkswille zweifelhaft iſt, iſt eine Volksabſtimmung vor
geſehen worden. ie Stadt Danzig wird die Verfaſſung einer
Freiſtadt erhalten. Jhre Einwohner werden autonom ſein;
ſie werden nicht der Herrſchaft Polens ſein und
keinen Teil des polniſchen Staates bilden. Polen wird gewiſſe

l e Rechte in Danzig erhalten. DieStadt ſelbſt iſt von Deutſchland abgetrennt worden, weil es.
keine andere Möglichkeit gab, um jenen „freien und ſicheren
Zugang zum Meere“ zu ſchaffen, welchen Deutſchland abzu
treten verſprochen hatte.

Die deutſchen Gegenvorſchläge widerſprevollkommen der Grundlage, die für den gtieden ſog

hen wurde. Sie laufen darauf hinaus, daß ſtarke Mehr
heiten von unzweifelhaft polniſcher Bevölkerung unter der
Herrſchaft Deutſchlands behalten werden. Sie verweigern
einen freien Zugang zum Meere einer Nation von mehr als
20 Millionen Einwohnern, deren Landsleute den ganzen nach
der Küſte führenden Weg entlang in der Majorität find, um die
Landverbindungen zwiſchen Oſt- und Weſtpreu Hen aufrecht zu erhalten, deren Verkehr ſich immer in
erſter Linie über Meer abgewickelt hat. Dieſe Ge envorſchlägekönnen daher von den alliierten und aſſoziierten Machten nicht

e Weg S hat S deutſche Note eine Be
richtigung gerechtfertigt, welche auch ſtattfinden wird.Berückſichtigung der Verſicherung, daß t v ter

Oberſchleſien,

obgleich von einer Mehrheit Polen im Verhältnis 2:wohnt (eine Million Zwethundertſünſggiarſest gegen

hundertfünfzigtauſend nach der deutſchen Volkszählung von
1910) deutſch bleiben will, ilgen die Mächte darin ein, daß
r r gut m Jg. el kg einen Teil Deutſchnds oder Polens bilden ſoll, dur i iwohner ſelbſt entſchieden werde. V Dvkimmung der Ein

Das für das eSaargebiet
von den alliierten und aſſoziierten Mächten vorgeſchlagene Regime ſoll 15 Jahre dauern. Dieſe Regelung iſt Leit
allgemeinen Wiedergutmachungspkanes ſowie als unmittelbare
und ſichere, Frankreich zuerkannte Kompenſation für die
ſyſtematiſche Zerſtörung ſeiner Kohlenminen des Nordens für
notwendig befunden worden. Das Direktorium iſt nicht unter
die Souveränität Frankreichs geſtellt worden, ſondern unter
die Kontrolle des Völkerbundes. Eine ſolche Regelung hat den
Vorteil, daß ſie

keine Annexion
bedeutet und doch Frankreich das Eigentum an den Minen zuerkennt und die wirtſchaftliche Einheit des Kohlenbeckens, welche

für die Jntereſſen der Einwohner ſo notwendig iſt, aufrecht er
hält. Nach 15 Jahren wird die Bevölkerung zuſammengeſetzten
Charakters, welche in der Zwiſchenzeit ihre lokalen Angelegen
heiten unter der Ueberwachung und der Regierung des Völker
bundes kontrollieren kann, volle Freiheit haben, ſich zu
entſcheiden, ob ſie die Verbindung mit Deutſchland, die Ver
Wege mit e n ger ſebang des im Vertrage

rgeſehenen Regimes wünſcht. Die Län iman von Deutſchland auf dergebiete, weis
Dänemark und Belgien

ragen verſchlägt, wurden zum Teil gewaltſam venreußen genommen und keine Abtretung wird ſtattfind inicht das Ergebnis der Entſcheidung der e i 5 sVn et
iſt. Dieſe Entſcheidung ſoll mit ſolchen Borkehrungen getroffen

Sein t de r voll gewahrt wird.Schließli ind die alliierten und aſſoziiert äMeinung, daß die Eingeborenen der ſostlerten Krach der

deutſchen Kolonien
ſich heftig dem Gedanken widerſetzen, unter die deut che So

e I beränität zurückzufallen. Die Ueberlieferung der de Ver

waltung, die deutſchen Regierungsmethodender Gebrauch, der von den Kolonien als Baſis an ueber an

auf den Welthandel gemacht worden iſt, machen es den all
ierten Und aſſoziierten Mächten unmöglich dieſe Kolonien
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nung getragen wird.

zu machen;

Deutſchkand gurdchzugeden Der antwortung
Einwohner zu bilden und
wegen glauben die alliiertterritorialen Vorſchläge m W. ar
timmen. wie ſie angenommen und wie ſie fi
igen Frieden Europas notwend ſind. folge

nicht geneigt, dieſe Vorſchläge,

Pl. zu wogtene Vorſchlage betreffend die internationgFlußläufe find die Ergänzung der ehe a tentſpricht den Friedengtunblg en, ſo wie ſie enommen
wurden und ebenſo dem in ropa geltenden öffentlichen
t daß die im JInneren des Kontinents liegenden Staaten

em Laufe der ihr Territorium durchfließenden Flüſſe entlang,
einen geſicherten Zugang zum Meere haben. ie alliierten
und aſſogziterten Mächte meinen, a die Regelung, die ſie vor
ſchlagen, von vitaler Wichtigkeit für die freie iſtenz der neuen
Kontinentatſtaaten iſt. Dies bedeutet keine Beeinträchtigung
der Rechte der übrigen Uferſtaaten. Nähme man die heute dis
ireditierte Doktrin an daß jeder Staat auf Leben und Tod
in einen Kampf um Vorherrſchaft gegen ſeine Nachbarn ver
ſtrickt iſt. ſo deſtände kein Zweifel, daß die fragliche Regelung
ein Hindernte fur die ſyſtematiſche Erdroſſelung eines Rivalen
bilden konnte. Ader wenn das angenommene Jdeal in einer
Zuſanmen arbeit der Nationen auf Wege des
Handels und des Friedens beſteht. ſo iſt die in t ge

k

eſehen von den

nommene Regelung natürlich und gerecht. Die Flußkom-
miſſionen gérantieren, daß dem allgemeinen Intereſſe Rech

Indeſſen ſind gewiſſe Abänderungen in
der Amendung dieſer Beſtimmungen an den urſprünglichen
Vorſchlägen getroffen worden.

IV.
Es ſcheint, daß die deutſche Delegation ſich in einem ſchweren
rrrtum über den Sinn der

wiriſchafiliqen und ſinanziellen Bedingungen
befindet. Wie allnerten und aſſogiterten Mächte haben nicht die

hicht, Teutſchland zu erwürgen und ihm den Platz zu nehmen,
de ihm im internationalen Handel zukommt. Vorausgeſetzt,
daß die Dedingungen des Friedensvertrages erfüllt und daß
es gleicherweiſe die Ueberlieferungen der Angriffs- und Ueber
bornteilungepolitit, welche ſeine Methoden ſowohl auf geſchäft-
lichem wie auf politiſchem Gebiete charakteriſiert haben, auf-
r ſo daden dre allnierten und aſſoziierten Mächte die Abſicht,

utſchland eine gerechte Behandlung zuteil werden zu laſſen,
ſonehl hinſichtlich des Kaufes der Rohſtoffe, wie des Verkaufs
der Waren. Vordehaltlich der einſtweiligen, oben erwähnten
Mahnahmen, welche im Intereſſe der durch Deutſchlands Hand-
lungen verwüſteten und geſchwächten Nationen feſtgeſetzt worden
find, wünſchen die alliierten und aſſoziierten Mächte, daß die
durch den Krieg entfeſſelten Leidenſchaften ſobald wie möge ich
erlöſchen und daß alle Nationen an dem Wohlſtande teilhaben,
der aäus dem Verkehr entſteht, wo jeder ehrlich den Wünſchen
des anderen entgegenkommt. Sie wünſchen, aß Deutſchland
wie die anderen Nationen dieſen Wohlſtand genieße; aber ein
deträck tlicher Teil wird für viele Jahre dazu dienen müſſen, bei
den Nachbarn die Schäden wieder gut zu machen, die
Deutſchland verurſacht hat. Um ihre Abſichten klarer zu ſtellen,
haben die alltierten und aſſoziierten Mächte eine Anzahl der
finanziellen und wirtſchaftlichen Klauſeln des Vertrages ver-
ändert; aber die Grundſäte, auf denen der Vertrag beruht,
werden nicht berührt.

d d deutſche Delegation befindet ſich in großem Jrrtum über
en die

Wiedergutmachungen

betreffenden Vorſchlag des Friedensvertrages. Dieſer Vor
ſchlag begrenzt die von Deutſchland er Summe auf denBetrag, der ſich klar und deutlich redt ertigt aus den Beſtim

mungen des Waffenſtillſtandsvertrages, ſoweit er den derZivilberölkerung der Alliierten durch den Angriff (agression)
Deutſchlands zugefügten Schaden betrifft. Er bedeutet keines-
wegeé eine Einmiſchung der r m S indie inneren Verhältniſſe Deutſchlands, ſo wie es die
deutſche Denkſchrift unterſchiebt.

Er bezweckt, den beiden Teilen die Bezahlung der Wiedergut-
machungen, welche Deutſchland obliegen ſo leicht wie möglich

ſo muß er aufgefaßt werden. Die alliierten und
aſſoziierten Mächte ſind infolgedeſſen nicht geneigt, eine
Aenderung vorzunehmen.

Aber ſie erkennen wie die deutſche Delegation die Vorteile
an, ſobald wie möglich

die beſtimmte Summe
zu kennen, welche Deutſchland zahlen muß und welche für die
Alliierten annehmbar iſt. Es iſt nicht möglich, dieſe Summe
heute n denn das Ausmaß des Schadens und
die Koſten der Wiedergutmachung haben noch nicht feſtgeſetzt
werden können. Jnfolgedeſſen wi o die alliierten und aſſo-
ziierten Mächte ein, Deutſchland alle notwendigen und ver-
nünftigen Erleichterungen zu e um ihm zu geſtatten,
ſich ein Geſamtbild von den Verwüſtungen und Schäden zu
machen, und innerhalb 4 Monaten vom Tage der Zeichnung
des Vertrages Vorſchläge für die Regelung der Anſprüche zu
unterbreiten, die jeder der HKategsorien von Schäden entſprechen,
für die es verantwortlich iſt. Wenn man innerhalb von zwei

Ein Rückblick aus dem Jahre 2000.

45) Von Edward Bellamy. Nachdr. verb.
Einundzwanzigſtes Kapitel.

Doktor Leete hatte den Vorſchlag gemacht, den folgenden
Morgen zur Beſichtigung der Schulen und höheren Lehranſtal-
ten in der Stadt zu verwenden. Er wollte dabei verſuchen mir
einen Einhlg. in das Erziehungsweſen des zwanzigſten Jahr-
hunderts M geben.

„Sie werden finden,“ ſagte er, als wir uns nach dem Früh-
ſtüc auf den Weg machten, „daß ſich unſere ginge
methoden in vielen wichtigen Punkten von denen rer Zeit
unterſcheiden. Der Hauptunterſchied beſteht aber darin daß
heutzutage allen die gleiche Gelegenheit zu höherer Bildung
und Entwickelung geboten wird, während ſich in Jhren Tag
nur ein verſchwindend kleiner Teil der Bevölkerung dieſer Ge
legenheit erfrente. Wir würden ja nichts beſonders Erwäh-
nenwertes geleiſtet haben, hätten wir nur Gleichheit für die
materiellen Bedürfniſſe der Menſchen geſchaffen, ohne ihnen
auch gleiches Recht auf Ergziehung, auf Entwicklungsmöglichkeit

zu m„Jhr Erziehungsweſen muß Unſummen koſten,“ ſagte ich.
„ünd wenn es das halbe, ja das ganze Einkommen der

Nation verſchlänge, ſo daß uns nur elende r übrig
bliebe, würde niemand darüber murren.“ verſetzte Doktor Leete.
„Jn Wirklichkeit ſtellen ſich jedoch die Erziehungskoſten von

erung Quarten nicht zehn n g. 19 i einmal funfe
grund uſiit i D. rc.mal ſo hoch wie die von tauſend. Auch für die Erziehung gilt
der Grundſatz, daß alle gutorganiſierten ten Unterneh
mungen verhältnismäßig billiger ſind als kleine Einrichtun
gen.„Der Beſuch höherer Lehr und Dre anſtalten war zu
meiner Zeit ganz furchtbar teuer,“ ſagte i

„Wenn mich unſere Geſchichtsſchreiber recht belehrt haben,“
antwortete Doktor Leete, „ſo war es weniger der ph der

achſchulen. der ſo teuer zu ſtehen kam, als vielmehr der flotter und die vielerlei Vergnügungen der Studieren
Jn Wirklichkeit koſtete das Studium ſelbſt ſehr wenig

und hätte noch weniger gekoſtet, wenn die Wiſſenſchaft im all
gemeinen mehr gepflegt worden wäre. Heutgutage erfordern
die höheren Schulanſtalten keine größeren Aufwendungen als
die niederen, da die Lehrenden jeder Art ſo gut wie alle übrigen

den.

J
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Die alliierten und r Mächte haben den Wunſch der

deutſchen Delegation. chland ſofort in den
Völkerbund

aufzunehmen, ſorgfältig geprüft. Sie können dieſem Wunſche
De derte Nevolution iſt bis zu den letzten Angendli

e den u 8 ugenblickendes Krieges bingegggen worden. v t haben die alliierten
und aſſoziierten Mächte keine Garantie dafür, daß dieſe Revo
lution einen dauerhaften Wechſel bedeutet. Bei dem augen
blicklichen Stande der internationalen öffentlichen Meinung iſt
es unmöglich, von den freien Nationen der Welt zu er
warten, daß ſie ſofort und auf gleichem Fuße mit
denjenigen vereinigen, die ihnen ſo eres Unrecht getanhaben. Jeder Verſuch, dieſes Reſultat vorzeitig zu erreichen

würde die von allen erhoffte Beru ng verzögern, anſtatt zu
beſchleunigen. Aber die alliierten und aſſogiierten Mächte glau
ben, daß, wenn das deutſche Volk durch die Tat ſeinen Zu
den Friedensbedingungen zu genügen, t und auf immer an
die aggreſſive Politik, welche ihm den Reſt der Welt entfremdet
hat und welche der Grund des Krieges geweſen iſt, verzichtet,
und wenn es ſeine Umwandlung in ein Volk, mit dem man in
guter Nachbarſchaft and in gutem Einvernehmen leben kannbeweiſt, dann wird die Erinnerung an die letzten Jahre ſich
ſchnell auswiſchen und es wird möglich ſein, in einer nicht fer
nen Zukunft den Völkerbund durch Aufnahme Dentſchlands zu
ergänzen. Die alliierten und aſſoziierten Mächte wünſchen
aufrichtig, daß dem ſo ſein möge. Sie glauben, die Zu
kunft der Menſchheit von der engeren freundſchaftlichen
Zuſammenarbeit aller Nationen abhängt, um die internatio-
nalen Fragen zu regeln und alles das zu begünſtigen, was das
Wohl und den Nutzen der Menſchheit berührt. Aber hauptſäch-
ich von der Haltung des deutſchen Volkes ſelbſt wird es ab
ängen, das Datum ſeines Eintritts in den Völkerbund in

größere Nähe zu rücken.

VII.
Jm Laufe der Erörterung der wirtſchaftlichen Beſtimmunund an anderer Stelle hat die deutſche Delegation ihre An

klagen gegen die von den alliierten und aſſoziierten Regierun
gen auferlegte Blockade erneuert. Die Blockade iſt und war
ſtets eine rechtmäßige und anerkannte Kriegsmaßnahme; ihreAusführung hat ſich in den verſchiedenen Epochen jeweils den
Veränderungen des internationalen Verkehrs angepaßt.

Wenn die alliierten und aſſoziierten Mächte Deutſchland eine
Blockade von ungewohnter Strenge

auferlegt haben, die ſie fich ſtändig bemüht haben, den Prinzi-
pien des internationalen Rechtes anqn aſſen, ſo geſchah es in
folge des verbrecheriſchen arakters des von
Deutſchland unternommenen Krieges und der barbariſchen
Methoden, die es im Laufe dieſes Krieges angewandt hat.

Andererſeits haben es die alliierten und aſſoziierten Mächte
nicht für nötig gehalten, die Behauptungen der deutſchen Note
Punkt für Punkt zu erwidern. Die Tatſache, daß dergeſtalt
einige Bemerkungen mit Schweigen übergangen ſind, bedeutet
nicht, daß ſie zugeſtanden ſind oder den Gegenſtand ſpätexrer
Erörterungen bilden können.

VIII.
Zum Schluß müſſen die alliierten und aſſoziierten Mächte

klar feſtſtellen, daß dieſe Note und die ihm beigefügte Denk
ſchrift ihr

letztes Wort
bedeuten. Sie haben die deutſchen Vorſchläge und Gegenvor
ſchläge mit Sorgfalt und ernſter Aufmerkſamkeit geprüft; ſie
haben auf Grund dieſer Prüfung bedeutende Konzeſſionen in
der praktiſchen Anwendung gewährt. g

Was aber die Grundlinien angeht, ſo beharren ſie bei dem
Vertrage. Sie glauben, daß dieſer Vertag nicht nur eine ge
rechte Regelung des großen Krieges darſtellt, ſondern auch die
Grundlage ſchafft, auf der die Völker Europas guf dem Fuße
der Freundſchaft und Gleichheit miteinander leben können.
Gleichzeitig ſchafft der Vertrag das notwendige Organ,
um auf friedliche Weiſe alle internationalen Probleme auf
dem Wege der e r Verſtändigung zu regeln und
die Mittel zu finden, die Regelung des Jahres 1919
ſelbſt von Zeit zu Zeit abzuändern, indem es ſie
neuen Tatſachen und neuen Verhältniſſen anpaßt, je nachdem
ſie vorliegen werden. Die Regelung beruht allerdings nicht
auf einer allgemeinen Abſolution für die Ereigniſſe
der Jahre 1914 bis 1918, denn ſonſt wäre es nicht ein Friededer Gerechtigkeit. Aber ſie ſtellt einen aufrichtigen und durch-
dachten Verſuch dar zur Herbeiführung „jener Her r-
ſchaft des Rechtes, die auf der Zuſtimmung der Beherrſh
ten beruht und durch die organiſierte Meinung der Menſchheit
geſtützt r die als Grundlage für den Frieden vereinbart
worden iſt.

Als ein ſolcher muß er in der heute vorliegenden Formnſie-
rung angenommen oder abgelehnt werden. Jnfolgedeſſen er

32 meeBerufstätigen Anrecht auf die gleichen Exiſtenzmittel haben.
Den Elementarunterricht, wie er vor hundert Jahren in Maſſa-
chuſetts üblich war, und der auf dem allgemeinen Schulzwang
beruhte, haben wir durch ein halbes Dusend höherer Klaſſen
erweitert und vervollſtändigt. Jn den Anſtalten wird unſere
Jugend bis zum Alter von einundzwanzig Jahren
Sie erhält hier, was man zu Jhrer Zeit die Erziehung gebilde-
ter Menſchen zu nennen pflegte. Früher wurde ſie mit vier-
zehn oder fünfzehn Jahren in den Kampf mit dem feindlichen
Leben geſtoßen, und ihre ganze geiſtige Ausrüſtung dafür be

7 der Kenntnis des Leſens und Schreibens und der vier
pezies.
„Abgeſehen von den Mehrkoſten ſolch einer verlängerten Er

ziehungszeit,“ erwiderte ich, „hätten wir geglaubt, durch dieſe
unſer Wirtſchaftsleben ſchwer zu ſchädigen. Die Knaben der
ärmeren Klaſſen begannen gewöhnlich mit dem vierzehnten
Jahre zu arbeiten, wenn nicht noch früher, und mit dem zwan
zigſten verſtanden ſie bereits ihren Beruf.“

„Wir würden entſchieden beſtreiten,- daß Sie dadurch anch
nur einen materiellen Gewinn erzielt hätten,“ erwiderte Dok

tor Leete. „Die Zeit. die für eine gute Erziehung erforderlich
iſt, wird ſchon binnen kurzem aufgewogen durch die größere
Tüchtigkeit, die eben dieſe Erziehung bei jeder Arbeit verleiht,
höchſtens die allergröbſten Verrichtungen davon ausgenommen.“

„Wir hätten auch noch etwas befürchtet,“ wendete t ein.
„Nämlich, daß eine höhere Bildung die in trefflicher Weiſe auf
gelehrte Berufe vorbereitet, Abneigung gegen jede harte kör
vperliche Arbeit hervorrufen müßte

wand des Verteidigungskrieges

u ertenneaan ſie n 25 ntgrgeidaenh en tag je
e innerhalb der angegebenenVertr ie er heutee vie Dis e die

ſofortige Unteczeichnung des

den

s
Tun

pe-
an unterze e

Friedens
in Verſailles roten werden. Mangels einer ſolchen Er
klärung ſtellt genwärtige Mitteilung die Ankündi-gung dar, die in riltel 2 der Konvention vom 16. Februar
1919 vorgeſehen i
ſchloſſene und

durch die der am 11. November 1918 abge
r vom 13. Dezember 1918 undi6. Januar 1919 verlängerte Waffenſtill ſt 42 d weiter

verlängert wurde. Es wird infolgedeſſen der geda
Waffenſtillſtand beendet

und die verbündeten und r Mächte wer
diejenigen Maßnahmen ergreifen, ſie für notwendig er
achten werden, um ihre Bedingungen aufzuerlegen.

Genehmigen Sie, Herr Präſident, die
ansgezeichneten Hochachtuns.

Verſicherung meiner

Verbandstag der Holzarbeiter.
Berlin, den 16. Juni 1918.

Sonntag nachmittag trat im Foten Saal des Gewerkſchafts
hauſes in Berlin der 11. Ver
arbeiter- Verbandes zuſammen. Als
wählt: Leipart- Berlin und Geri
die Wahl Gerickes I die Berliner Delie Wah eri egten S er e fr'ſrinee ümies

i üskierung der Oppo
ein, da Gericke von der Lei
enthoben wurde und ſeine Wahl eine
ſition bedeute. Die Berliner Delegierten
Saal. Bei ihrem Wiebereintritt ſchlug

des deutſchen Holz
itzende wurden ge
e Leipgig. Gegen

erten Proteſt

verließen darauf den
Leipart vor, einen

dritten Vorſitzenden, und zwar einenVerliner zu wählen. Dieſer
Vorſchlag wurde angenommen

Bei Beginn der Montagsverhandlu
im Auftrage der Oppoſition eine Erkläru
Wahl nicht annehme,
Gnadengeſchenk eines

Vorſtandsbericht, Kaſſenbericht,

und Boeſe- Berlin gewählt.
en gab Winkler Leipzig

ab, daß Boeſe die
es die Oppoſition ablehne, das

i r anzunehmen und
it Gericke zuſammen den Vorſi rmit Geri See ſg Tee Ausſchuſſes und

Bericht der Redaktion und Preßkommiſſion wurde zu einem
Punkt zuſammengefaßt. Für Berlin wurde ein

wegung wurde durch den Krieg beſonders ungün ges

demſelben
der Verban

hierzu führten n 1914 zur ArbeiteUnternehmern. Se Vorſtand konnte n

des e cireen r v. 7 reer die Laſten gemn m dem Urteil des Verbandstages mitnehmen,
hat. Der
ruhigem Aewinen entgegen.

ayſer,
die Haltung des Organs während der Krie

Als Korreferent ſpricht Siegle-ätigkeit des Vorſtandes
nd Oppoſition ſei die

Er erhebt gegen die
an, daß die rein
ufriedenſtellend

iegspolitik des

gewerkſchaftliche

F. Hauptgru der
orſtandes.

itgliederzahl von
eitpunkt an eine dauernde Sigigernng erfuhr, kann

ſeinen

alle e n
ten erleichte

edakteur der Holzarbeiterzeitung, rechtfertigt
zeit.

erlin. Er erkennt

ſchaften den Vorwurf, daß ſie immer mehr
vom Boden des Klaſſenkampfes

ſeien. Das beweiſe die
die die politiſchen eneralſtreiks abmurkſen halfen.elte nicht 3 da das Gegen

abgewichen
altung der rechtsſtehenden L

Der

teil längſt er ſei und unſere damaligen Machthaber die
Hauptſchuld am
legte eine Reſolutipn vor,
politik verurteilt.Die Weiterführung der Verhandlungen

des Weltkrieges hatten.t bie r Vorſtand s4«Redner

am Dienstag bringt
die Diskuſſion über den Vorſtandsbericht,

di usführlich geſtaltet.W W ae ich e re Stuttgart den Bericht der
Kommiſſion zur Durcharbeitung der Anträge. Er wendet ſich
heftig gegen die Anträge der
ſchiffung des Vorſtandes und eine klare

Oppoſition, welche die Aus
Stellung zum Räte-

ſyſtem fordern und befürwortet die Anträge Dresdens undMünchens, die die Zerſplitterung der Arbeiterſchaft und die An

bahnung der Wiedervereinigung fordern.
der Dis kuſſion erheben die Redner dernrt i Serim LeinWinkler-Leipzig,
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erläßliche Bedingung
Lobes. Heutzutage dagegen wird die beſte r un

ſehen, ganz gleich, welchen Beruf er aus it
r die Lebenstüchtigkeit eines

tiort
amburg

eeeeeerree---

den an
iſt auchDam

hre Schlußfolgerung hinfällig geworden.
„Trotz alledem,“ bemerkte ich, „vermag auch die warzüglioee

Erziehung nicht, angeborenen Stumpfſinn überwinden r
dem Mangel an geiſtiger
ſeit meiner Zeit bis heute
gung bedeutend gehoben hat, ſo wird dien. en. Seehöhere Erziehung an
einem großen Teil der Bevölkerung ziemlich unnütz verſchwen
det bleiben. Wir waren der Anſicht, daß die r nur
lohnen könne, wenn der Geiſt eine gewiſſe Empfänglichkeit
ihre Einwirku
liche Fruchtba
bauung einbringen ſoll

„Ah.“ ſagte Doktor Leete, „es freut mich. daß Sie cdieſes Beiſpiel gewählt haben. u ich t. es nämlich ge

brauchen, um Jhnen die neusre z über Srzie
recht klar zu veranſchaulichen. Sie behaupten tü
Land nicht beſtellt wird, wenn es ſo unfruch bar i V e
Ertrag die Koſten t Bearbeitung ni
weniger hat man ſowohl in Jhrer wie
manches Eckchen Grund und bear

n unſererbeitet, en
niſſe die aufgewendeie Mühe nicht aufwogen.
Gartenanlagen, Parks, Raſenplätze und er

beſide, genau ſo, wie der Boden eine natürn a u wenn er die Koſten ſeiner Ve-

ein

it gar
eug

e an
ndereien,

rn. Man
die unſer Auge beleidigen und der Umgebung l wür
den, ließe man ſie von ornen und Unkraut überwu
pflegt ſie daber lieber und wenn ihr Ertrag auch nur ein ge-

„Nach allem, was ich geleſen habe. war das tatſächlich die
Wirkung höherer Bildung zu Threr Zeit,“ entgegnete der Dok-tor. „Und das war wahr baing kein Wunder! it Handarbeit

den Lebensunterhalt erwerben, bedeutete ein Hinabſinken zu
einer rohen, ungebildeten Klaſſe. Jetzt gibt es keine ſolche
Klaſſe mehr. Die geäußerte Befürchtung war alſo für Jhre
Zeit begreiflich, und dies um ſo mehr, als es für ſelbſtverſtönd-
lich galt, daß alle höher Gebildeten entweder einen gelehrten
oder künſtleriſchen Beruf ergriffen, oder aber in müßigem
Wohlleben dahinvegetierten. Gewiß kam es vor, daß ſich je
mand eine höhere Vildung aneignete, der weder reich war, z
zu den bevorrechteten chten der Geſellſchaft gehörte. Je
wurde das meiſt als Beweis dafür betrachtet, daß der Mann

t Beruf verfehlt oder Schiffbruch Leben erlitten habe;r. C r c.

ringer iſt, ſo gibt es doch keinen Grund und Voden, deſſen S
e Wort im weiteren Sinne genommen ſi

t von den Männern und Frauen, mitbauung
lohnte. Das nämliche

beſſer

denen uns unſere ſozialen Beziehungen zuſammenführen, deren
Sprache tagtäglich an unſer r töant, deren Verhalten in
mannigfaltigſter Weiſe unſer Wohlbefinden beeinflußt, die tat
ächlich ebenſo zu unſeren Lebensbedingungen gehören wie die
uft, die wir

abbängt. Wä
tmen, oder die Elemente, von denen unſer Sein

wir wirklich außerſtande, jedem eine vortreff
liche Erziehung zuteil werden zu laſſen, ſo ſollten wir ſie
wenigſtens gerade den gröbſten und ſtumpfſinnigſten und ni
den empfänglichſten Naturen ſichern.
und entwicklungsfähig iſt, der kann weit
tüchtig werden als der minder glücklich

Wer von Natur be
eher ohne SrzieBeanlagte. uns
Fortſetzung folgt.
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en ft tpolitiker ermesalist.

s getan ge
tie Gewerkſcham en den Krieg Seauf bie r rrri rtü im Krieg, ſied h hn die on wendener Bremet ren Tornau Fran gern

rt a. M. Beſonders
lüter wendet ſich heft nauswurKollegen aus den Wort m den di verdienter

Wendt-Köln erhebt diVorſtandes Veſchwerde wegen ren en. e r
beginn.

Diskuſſion geht weiter

Ans der Provinz.
(Fortſetzung aus dem Hauptblatt.)

Die deutſche Schickſalsfrage.
An die Parteigenoſſen der U. S. V. im Bezirk Merſeburg
Parteigenoſſen! Die Parteileitung der Unabhängigen Sozial

demokratiſchen Partei Deutſchlande wendet ſich in einem Auf
ruf, der an der Spitze dieſer Nummer abgedruckt iſt, an das
arbeitende Volk. Wir ſtehen vor einer Schickfalsſtunde, und
ferne Geſchlechter werden die Folgen des Entſchluſſes noch ver
ſpären,, den jetzt das deutſche Volk fafſen ſoll. Die Stellung
unſerer Partei iſt klar vorgezeichnet und erläutert in dem Auf
ſruf der Parteileitung. Wir fordern die Geneſſen in der
Provinzauf, äberall, wo es irgend möglich iſt, Verſamm
lungen abzuhalten, um die Bevölkerung über die Ge
fahren der nationaliſtiſchen Deſperadopolitik aufzutlären.

Großes ſteht auf dem Spiel! Die Ardeiterſchaft des Be
zirkes Halle- Merſeburg muß beweiſen, daß ſie die Zeichen der
Zeit richtig verſteht, muß erneut durch ihre unverwirrte, klare
und nüchterne Beurteilung der Lage dem Bärgertum zeigen,
daß hier kein Boden für eine Politik iſt, die Deutſchland in
nuerträgliches Elend ſtürzen wird. Darum müſſen die nächſten
Tage zur Aufklärung benutzt werdgp.

Die BezirkSeitung der A. S. P.

Demokratifierung der Eiſenvahnverwaltung.
Jn Erfurt haben ſich am Sonntag recht bemerkenswerte Vor

rommniſſe ereignet. Mehrere tauſend Eiſenbahnarbeiter und
kleinere Beamte ſnhren in ſechs Sonderzügen nach Erfurt undſetzten dort eine Anzahl höhere Beomte in der Eiſenbahnverwal
tung ab. Zum Präſidenten wurde
Heinrich Schütze ernannt. Die Arbeiter erklärten, ſie dächten
gar nicht daran, irgend etwas gegen die Regierung zu unternehmenoder den Verkehr zu unterbrechen oder zu ſtören, ſondern es
bandele ſich nur darum, ein paar verſtaute Beamte aus der
Verwaltung zu entfernen. Sie haben insgeſamt fünf Beamte
geſetzt und durch Leute aus ihren Kreiſen erſetzt. Der Präſident
Heinrich Schütze hielt eine Rede, die zum Schluß in ein Hoch auf
das Räteſyſtem und die Räterepublik austlang. Der Eifenbahn
verkebr im Direktionsbezirk Erfurt iſt nicht geſtört.

Von unterrichteter Seite wird dazu erklärt, daß man das ganze
Ereignis als eine innere Angelegenheit der Erfurter Eiſenbahn
direktion anſieht, welche in das Reſſort des Miniſteriums des
Innern fällt. Da die öffentliche Ordnung nicht geſtört iſt, beſteht
für die Regierung keine zum militäriſchen Eingreifen.
Zu den Vorkommniſſen bei der Eiſenbahndirektion Erfurt wird
dem W. T. B. von dueneiger Stelle mitgeteilt: Der Miniſter der
öffentlichen den ſer, iſt ſofort perſönlich nach Weimar gereiſt
um gegen dieſe A mokratiſterung unverzüglich an Ort
und Stelle die erforderlichen Maßnahmen zu treffen

Paſſendso Die Frauenverſammlung findet umſtändehalber dieſe Woche i ſtatt.

In der en Sitzung desr et We ügeDelitzſch. Vom Rathaus.
Stadtverordnetenkollegiums wurde die Er
der ſtädtiſchen Angeſtellten und Arbeiter nunmehr endgültig erledigt,
ſo daß die Vorlage ihre Beſtätigung fand.l Zur Beſtreitung derMehrausgaben iſt eine Summe von rund 228 ich.d en de F n cö Wark erforderlich

der bisherige Eiſenbahnreviſor

nden verſchiedene Pläne, man ſtellte
ch aber den Standtpunkt, daß die Ausgaben durch

Steuererhe ufgebracht werden müßten. Es wird ein Zuſcha
von 45 Prozent zum beſtehenden Etatſatz erforderlich ſein.
würde einer Geſamtſteuererhebung von 280 Prozent entſprechen.

Magiſtrat und ſ die Frage eingehend prüfen.
rner wurde der Wunſch ausgedrückt, bei Reufeſtſtellung die
ſchlüſſe der Landesvperſammlung über Ermäßigung der Steuer

de bei niedrigem Einkommen zu berückſichtigen. Eine weitere
finanztechniſche Frage war die e des Magiſtrats auf ein
kurzfriſtiges Darlehen von 150000 Mark zum Ankauf von Lebens
mitteln. Nach kurzer Beratung wurde dem zugeſtimmt, jedoch die
Summe auf 300000 Mark erhöht. Damit ſſt die Möglichkeit
gegeben, in vorkommenden V die nötigen Mittel zur Verfügun
u haben, um angebotene Lebensmittel anzukaufen. Dem Ankau

Eeländes von Tſchirich und Bauer, das zur BVexbreiteryng der
Gartenſtraße notwendig iſt, wurde zugeſtimmt. Ferner beſchloß
man die Luſtbarkeitsſtenerſätze in verſchiedenen Punkten zu erhöhen.

Entſchädigung von 3 Mark pro Stunde an die Lehrer für
ertretung bei Spielſtunden und in Krankheitsfällen wurde zu

geſtimmt. Die Vorlage auf Erweiterung des Freibades wurde
r qzepeben mit dem Bemerken, daß man der Frage, ein neues

ad unterhalb des großen Schutzes zu ſchaffen, nähertreten möge.
Durch die Wahl zweier Mitglieder des Kollegiums zu Stadträtenund durch die Mandatsniederlegung der Frau Sqroder, waren

drei Sitze im Kolleginm unbeſetzt. Als Siadtverordnete wurden
deshalb in der u Sitzung eingeführt und verpflichtet die
Herren Gotſch, Chriſtoph und Genoſſe Schirmer.

Eilenburg. Stadtverordneten Sitzung vom
16. Juni. Die unbeſoldeten ſechs Stadträte hatten der neu

S Stadtverordnetenfraktion ihre Mandate zur
erfügung geſtellt. Bei der heutigen Neuwahl wurden die Ge

noſſen Schmidt, Jentſch, Wiewald und Klingner,
von den Bürgerlichen die Herren t und Borniköl als
Stadträte gewählt. Anſtelle des als Mieter ausſcheidenden
Genoſſen Thielemann wurde Genoſſe Lorenz als Veiſitzer zum
Mieteinigungsamt hlt. Jn eine gemiſchte Deputation,
welche es ſich zur Aufgabe machen ſoll, das Bildungsweſen nach
jeder Richtung hin z fördern, wurden die n Naſtrowi
Quitzſch. Schimanski und Neupert, von bürgerlicher Seite die
Stadtverordneten Lieboldt un ngwirth gewählt. Jnfolge

werke auf Abän rung T e W des Stromes
entſprochen werden. u rogeW der ſtädtiſchen Leiſtung an die Kulkwitzwerke ein, was
auch eine Erhöhung für die Abnehmer von elektriſcher Kraft er
fordert. Der Preis beträgt r für Licht 65 Pf. e früher
45 und 35 Pf. Das Gaswerk hat ebenfalls einen Mehrkoſten
aufwand von 147 000 M. zu leiſten. Infolgedeſſen muß auch
ier eine Steigerung der Abnehmerpreiſe eintreten und zwarr Leucht, Koch und Heizgas auf 47 Pf. Automatengas auf

s2 Pf. und Motorengas auf 45 Pf. Aehnlich liegen die Di
beim Waſſerwerk. Auch hier tritt eine Erhöhung von 26 Pf.
auf 85 Pf. pro Kubikmeter ein. Sämtliche Erhöhungen treten
am 1. Juli in Kraft. Der Freiwilligen Feuerwehr wird eine
Entſchädigung für ihre r zugeſprochen. Es erhält jeder

ines Brandes ſowie beiS für d S a ſchung be in

tritt eine ntige Er
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u e e tn intrag der Kulkwiß

u i
oder Arbeiterrat zur Anzeige bringt. Schonungs

wurde vom Mag zugeſichert.
Torgau. „Vater ländiſcher Frauenverein. Die

Kreisſchweſter des Kreiſes Torgau iſt eine wirkliche Fluge
fürſorgerin. Sie faßt ihr Amt als das auf, was es eigentlich

ſoll, und kommt ihrer Aufgabe, die Fawalinge ege zu
ördern, getreulich nach. Trotzdem ſtößt ſie aber auf Widerſtand

bei den Leiterinnen des Vaterländiſ Frauenvereins. Nach
Anſicht dieſer Damen iſt die Schweſter zu arbeiterfreundlich ge
ſnnt obwohl das durch ihren Beruf doch für jeden, der eg mit
er Säuglingsfürſorge ernſt meint, eine Selbſtverſtändlichkeit

ſein müßte. Die Schweſter hat nun den Wunſch nicht von einer
Wohlfahrtseinrichtung abzuhängen, welche nur ihrer mühevollen
Tätigkeit ein Hindernis iſt und möchte vom Kreis angeſtellt wer
den. Sie wandte ſich deswegen an den Kreisausſchuß. Nach
einigen Tagen erhielt ſie ein reiben vom Vaterländiſchen
Frauenverein, weil ſie ſich über denſelben hinweg um Anſtellung

an den Kreisausſchuß gewandt habe, würde hiermit ihre Stellung
gekündigt. Aeagehen davon, daß die Leiterin des Frauenvereins
doch auch die Beſtimmungen über Einſtellung, Entlaſſung und
Entlohnung der Angeſtellten einzuhalten hat, muß man ein der
artiges Vorgehen dieſer Damen ſchon aus dem Grunde verurteilen,
weil dadurch die aufreibende Arbeit einer wirklichen Fürſorgerin
gehemmt wird. Sollten die Damen ſelbſt die Arbeit leiſten müſſen,
daun würden ſie bald die ganze Wohlfahrt ſonſtwohin wünſchen.
Jn Annaburg haben ſich Arbeiter unterſtanden, nach ihrer Ueber
zeugung zu wählen. Nun iſt auf einmal die Säuglingsfürſorge
nicht mehr am Platze. Ein Ausſpruch einer Frau Direktor
lautet: Für Leute, welche unabhängig wählen, braug753 wir nicht mehr 4 ſorgen, mögen ſie fich ihre

rut ſelbſt ziehen! Die Antwort der Schweſter durch die
Tat war die einzig richtige, denn ob der Vater nun U. S. P.
oder Spartakiſt oder konſervativ iſt, bleibt ſich doch, wenn man
die Fürſorge ernſt meint, ganz gleich. Aus all dieſem kann man
aber ſehen wie in Wirklichkeit die jetzige Wohlfahrtspflege aus
ſieht. wird eben die höchſte Zeit, daß damit gebrochen wird
und Einrichtungen geſchaffen werden, welche dieſe Zuſtände un
möglich machen. Die Kreistagsabgeordneten werden nun verſuchen
das Vorhaben des V. F.V. dadurch unwirkſam zu machen, da
die Krankenſchweſter vom Kreis angeſtellt wird damit ſie nicht
mehr von den Läunen einzelner Damen abhängig iſt.

e ein Beiſpiel für die Gebefreudigkeit der Damen Die
Leiterin Frau K. kommt mit Liebesgaben in das Lazarett, möchte
aber, daß die Oeffentlichkeit Kenntnis von der Sendung erhält,
und Zwar auf dem Wege der Preſſe. Nachdem ihr geſagt wurde,
daß Ke nur ruhig die Gaben wieder mitnehmen möge, wenn ſieihre Wohltaten ſo auffaſſe, raffte die öffentliche Geberiu ihre Sachen
wieder zuſammen und ging damit fort. Es iſt wohl unndtig, hierzu
noch irgend etwas zu ſagen.

Ortrand. Zeitungskommiſſion., Jn der letzten Ver
ſammlung der hieſigen Ortsgruppe ſind die Genoſſen Otto Thomas
und Hugo Scholz als Mitglieder der Zeitungskommiſſion beſtimmt
worden. Alle Beſchwerden über die Zuſtellung des Volksblattes
und Sonſtiges ſind an die obengenannten Genoſſen zu richten.
Jm übrigen wird auf den Hinweis des Verlages hingewieſen,
worin geſagt wird, was die Urſachen der r Zuſtellung
der Zeitung zurzeit ſind. Wir bitten deshalb unſere Leſer hiervon

r'ir u und dem Volksblatte treu zu bleibe
iſt unſer Leitſtern in den jetzigen kritiſchen Tagen.

Stadtverordnetenſitzung. Der
meiſter machte nähere Angaben über den Ankauf der Gasanfialt,
die in abſehbarer Zeit in ſtädtiſchen Beſitz übergehen wird. Der
Magiſtratsentwurf über eine neue Tanzſteuerordnung wurde vom
Bürgermeiſter Stieler begründet. Die Steuerſätze ſind ſehr hoch.
Der Antrag auf Errichtung einer Volkshochſchule wurde allgemein r h Stadtv. Brämig ſprach die e daß
dadurch die Auswüchſe des Kinos beſeitigt werden. Der Antrag

wurde angenommen. Die Ausd-hnung der e un
auf alle männlichen Perſonen, die am 1. April 1918 die Volks
chule verlaſſen haben, wurde beſchloſſen. Der Verein gung 757

pielſchule mit dem Kinderhort wurde zugeſtimmt. Die VLand-
wirtſchaftliche Winterſchule hat um die Aufſtellung von
13 Bänken und Tiſchen nachgeſucht. Genoſſe Walther machte
den Einwurf, daß in der Fortbildungsſchule eher die Notwendigkeit
beſteht, für beſſere Sitzgelegenheit a rger als in der Winter
ſchule, die von den Söhnen der Reichen beſucht wird. Nach einer

piderung des Bürgermeiſters wurde die Anſchaffung beſchloſſen.
Friedhofswärter Heſſe ſoll als Beamter angeſtellt werden.

Die Anregnng, Notgeld drucken zu laſſen, wurde durch den Bürger
meiſter als nicht angängig abgetan. Der Antrag des Stadtv.
Richter bezweckt, die Gehälter für die drei Arbeiterratsmitglieder
zu verweigern. Dieſe erforderten 6000 Mk. Gen. Walther, ſowie
der Bürgermeiſter gaben eine Richtigſtellung. Stadtv. Richter griff

dem Mittel der Lüge] und Verleumdung um die verhaßten
rbeiterräte zu beſeitigen. Gen. Walther diente dem ehrenwerten

Herrn in ſehr deutlicher Weiſe. Die Sache wurde dem Magiſtrat
überwieſen. Verſchiedene kleine Geſuche, Aufklärungen und An
fragen wurden noch erledigt.

n.

Elſterwerda. er

Aus den Gerichtsſälen.
Kriegsgericht.

Wegen Bandenbildung und unbefugter Verabfol von
Waffen verurteilte das Kriegsgericht der 8. Diviſion den Gefreiten

ans Miloſch vom Füſilier Regiment Nr. 36 zu 1 Jahre Ge
Der Angeklagte wurde beſchuldigt, am Abend des 1. Mär

is 60 Ziviliſten behilflich geweſen zu ſein, in der Kaſerne
(am Roßplatz) über 50 Militärgewehre zu entwenden. Miloſch

hatte ſich lb als Rädelsführer und Anſtifter eines militäriſchen

hatten Ziviliſten die Kaſerne betreten und nach Gewehren ver
t. tt auf dem Schießboden z fuchen, holten ſie die im

Adjutantenzimmer verſtecten Waffen hervor Es konnte nicht er
mittelt werden, wer das Gebeimnis verraten hatte. Wohl aber
war Miloſch angetroffen worden bei dem Aufſchreiben der Em

der Gewehre. Miloſch ſuchte ſich dadur r.
alles getan zu haben, um die Zivil aBemühen bahe di f Ken

em er die n aufgeſchrieSewekaninarme ergab anderes Bild. Die Poſten waren
eniwaſſnet. Auch habe ſich Miloſch als Obervertrauensmanndes Bataillons e re t r ne 7

en mili r en und bean ahrine Gefängnis.

Eurechſtunde der Ledaktion von 13 bis 1 U

Halle und Saalkreis.
Halle, den 19. Juni 1919.

Oiſtriktsverſammlungen.
und Genoſſen werden erſucht, in den heute

Diſtriktsverſammlungen vollzählig zu er
auß der Generalverſammlung müſſen

er vorgenommen werden. Die
bekannten Lokalen.
Sitzung ſim Reſtaurant zur Quelle

Elend und Krankheit ſchleichen durch die überfüllten Quartier
des Volkes! Erſt geſtern brachten wir erneut eine Meldung übe
das unheimliche Anwachſen der Tuberkuloſe, wie ſie ſchon im April
von den Profeſſoren Abderhalden und Drigalſki in erſchütternder
Weiſe geſchildert wurde. Aber kann man ſich über ſolche Dinge
wundern, wenn tagtäglich Notſchreie von den Aermſten der Armen
ertönen, die nicht mehr wiſſen, wie ſie bei der herrſchenden un
glaublichen Teuerung ihr Leben friſten ſollen Man könnte ein
Buch darüber füllen mit dem, was uns tagtäglich an berechtigten
Klagen darüber geſchickt oder erzählt wird, ein Buch, das kommenden
Geſchlechtern als Zeugnis unſerer „großen Zeit überliefert werden
müßte.

Daß die Hinterbliebenen und Angehörigen der unglücklichen
Opfer des Weltkrieges am meiſten Not leiden, paßt ſelbſt
verſtändlich in die Bahnen der Gegenwart vortrefflich hinein.
Das iſt der „Dank des Vaterlandes, der euch gewiß iſt“, wie
Wilhelm ſo ſchön ſagte. Der Dank beſteht im beſonderen darin,
daß die Frauen der armen Kriegsgefangenen und der,
Gefallenen nicht mehr aus noch ein wiſſen, Eine dieſer Dulderinnen,
deren Mann ſchon mehrere Jahre hinter dem Stacheldraht ſchmach
tet, und die fünf unmündige Kinder zu ernähren hat, ſchickt uns
eine Aufſtellung von den notwendigſten Wochenausgaben, die ſie
zu machen hat. Wir drucken dieſe Aufſtellung ab, denn es gibt
keinen erſchütternderen Beweis für die Not, als dieſe paar Sächelchen,
mit denen eine ſechsköpfige Familie auskommen muß

Wochenausgabe:
7 Brote 7,70 Mk. 2 Stück Tonſeife 0,80 Mk,
42 Pfund Kartoffeln 6,30 h Pfund Seifenpulver 0,30

Butter 276 1 Kerze 1.491 Pfund Kaffee-Erſatz 1,18 Milch 805Zentner Grude 2,00 2 Bund 873 180
1 Liter Eſſi 1,00 indfleiſch 6,00I Pfund Nudeln 1,00 I Pfd. Suppenmehl 1,465
1 Bund 97 1 ar Woche 375 m1* und Graupen 0, r iete pr 5, 22 Pfund Zucker 1,00 T Mr.

Die Frau hatte ungefähr 182 Mk. Einnahmen als Unterſtützung,
kann aber nicht arbeiten gehen, da ſie ihre fünf unmündigen
Kinder, die zum Teil wegen der Unterernährung krank darnieder
liegen, nicht allein laſſen kann. Jhre geſamten Einnahmen werden
alſo von den allernotwendigſten Ausgaben verſchlungen. Der auf
merkſame Leſer aber wird ſofort erkennen, daß weder Kleidung
noch ſonſtige für einen Kulturmenſchen unumgängliche Ausgaben
vorgeſehen ſind. Die Zuſatzlebensmittel, das ausländiſche Schweine
fleiſch und das Weizenmehl, ſind natürlich für die Frau uner
ſchwinglich, und ſie hat dieſe Marken verfallen laſſen müſſen.
Wenn man nun bedenkt, daß natürlich kein normaler Menſch
mit den Rationen auskommen kann und mit Gewalt zum
Hamſtern gezwungen iſt, wozu wiederum das ſchaffende Volk kein
Geld hat, ſo kann man ſich an den fünf Fingern abzählen, wann
dieſe unglückliche Kriegerfrau mit ihren armen Kindern verhungert
ſein wird. Jn heller Verzweiflung weiß ſie nicht mehr, was ſie
tun ſoll. Der Armenfleger, an den ſie ſich gewandt hat, erkennt
zwar ihre Notlage an, erklärt aber, nichts tun zu können.
Noch einen anderen Brief wollen wir hier veröffentlichen, den
auch die nackte Verzweiflung diktiert hat und der ein gellender
Anklageſchrei in den Ohren der fetten Bourgeoiſie ſein müßte.
Dieſe arme Frau ſchreibt uns

„Wie lange ſoll das noch dauern Gibt es denn gar keine
Rettung mehr? So ähnlich ſind meine Gedanken Tag und Nacht!
Warum Weil ich ſchon ganz verzweifelt bin, und nicht mehr
weiß, wo mir der Kopf ſteht. Jch bin Kriegersfrau, und mein
Mann ſchmachtet noch in Gefangenſchaft. Wenn er nun heim
kehrt, findet er ſtatt fröhliche Geſichter blaſſe, ſchmale Menſcher
und obendrein noch eine aufgebrauchte Wirtſchaft. Von Schulden
will ich gar nicht reden. Hat nun ſchon jemand von den hohen
Herren einmal daran gedacht, ob eine Kriegersfrau mit dieſer
Unterſtützung auskommen kann Jch glaube nicht, denn wir ſind
ſo gut wie abgetan. Jch bekomme mit einem Kinde monatlich
90 Mk. Unterſtützung ſowie die Vermißtenlöhnung von 15,90 M. monat
lich. Das ſind zuſammen 105,90 M. O, das iſt viel Geld, nicht wahr?
Was ich da alles kaufen kann. Jeden Monat etwa 24 M. Miete,
dann jede Woche Ztr. Kohlen 7.50 M. Nun kommen noch die
Lebensmittel. Vorrechnen brauche ichs nicht, ſonſt könnte es den
Herren vom Magiſtrate übel werden. Und das möchte ich doch
nicht, denn ich weiß wie es iſt, wenn es einem „übel“ wird. (Bei
uns natürlich vor Hunger, denn die Auslandsware können wir
ſo wie ſo nicht kaufen.)

Das iſt das Schickſal deutſcher Mütter im Jahre des Heils 1919
Ob der Mann, der in der Gefangenſchaft ſchmachtet, patriotiſcher
werden wird, wenn er bei ſeiner Rückkehr ſeine Familie halb
verhungert vorfindet

Die Einheitsſchule.
Eine der vornehmſten Aufgaben der freien Arbeiterbewegung i

die ſeit Jahrzehnten erhobene 77 mag einer durchgreifenden
Reform unſeres geſamten lweſens. Die deutſche Arbeiter
ſchaft und weite Kreiſe des u lechzen e nach einer
baldigen Aenderung. Jn Anbetracht dieſer Verhältniſſe beab

H 0 O ſS. C.f ich an ver rot terrat ver ne o e Bier r z2 intereſſieren und
ige Vorträge über dieſes Thema halten zu laſſen. Aus dennnten Gründen mußte dieſes diber leider unterbleiben.

Der Halliſge Volksſchullehrerverein veranſtaltet nun morgen
Freitag, den 20. Juni, abends 8 Uhr, im Volkspark einen Vortrags
abend, in welchem Herr Lehrex Herbſt über „Die Einheits
ſchule ſprechen wird. Dieſer Vortrag wird ſicherlich allen unſexen

S Gelegenheit bieten, ſich eingehend zu unterrichten. Die
u fabrpnger werden ſchon deshalb das lebhafteſte Jntereſſe er

wecken, weil in den l ſelbſt noch Meinungseverſchieden
heiten über die künftige Einheitsſchule herrſchen. Wir machen
deshald beſonders die Eltern von Schülern der Volks- und Miſchulen auf dieſe Veranſtaltung auferkſam. u

Der Rittlere Arbeiterret,



Gramm Gefrierſleiſch das Vfund zu 11 Rerk.der Reg trat im amtlichen Teil mitteilt, erden r an

d vieder nur 125 Gramm Fleiſch verteilt, und zwar aus
rri man re rfleiſch. Dieſer Jammer in der Tleiſchverſorgung

nicht auf. Eine- derartig geringe Menge Fleiſch iſt völlig
richend für die Ernährung, und in anderen deutſchen Städten
man r das Doppelte und das Dreifache. Dafür aber
iert Halle in der Höhe des Preiſes mit an der Spitze

Mark koſtet das Pfund! Dieſer horrende Satz wird esa vielen armen Frauen unm lich machen, auch die geringe

ſchmenge zu kaufen. Welche Ge ühle aber werden in der Be
rn z. erweckt, wenn man nach wie vor von großen Lebens

mitielſchiebungen hört. Ein Blick in die heutigen Provinzblätter
zeigt uns, wo das Fleiſch bleibt, das der Bevölkerung vorenthalten
wird. Jn Irttuedt wurde einem Schieber aus Halle 36 Pfund
VBratwat rſt abgenommen, in der Gegend von et reet wurde
eine Sehei mſchläck hterei bei einem Landwirt aufgedeckt. Seſchlachtet
waren eine Kuh und ein Schwein. Das Seht kam S Leipzig,

die Kuhhaut wurde in Schkeuditz verkauft. Auch Butter iſt in
n unterſchlagen worden und nach Berlin gewandert. Dase aber wird aus Magdeburg gemeldet! Dort iſt eine

gewerse mäßige Geheimſchlachtung entdeckt worden. 10Schweine,

e

r

20 Rinder, 16 Ochſen, 1 Bulle und 10 Kälber
Re feſtge tellt, natürlich bei weitem nicht die Zahl der

geſamt bisher geſchlachteten Tiere. Dieſe wenigen Beiſpiele
Seigen, daß täglich ungeheure Mengen Vieh hintenherum verwinden; denn nur ſelten fällt in ſolch Schieber herein. Die

ermſten der Armen aber, die ja noch nicht einmal den Preis des
agiſtratsf leiſches s zahlen können, hungern, hungern, hungern! Jn

heller Verz weiß ing ſendet man uns täglich Notſchreie, Dokumente
vaarſträndendſten El lends, und wir hoffen vergebens von Tag zu
Tag auf dur chareif ende, ſchärfere Maßnahmen gegen den großen
Wucher. In der heutigen Nummer haben wir die furchtbaren
Zuſtande in den Famili ten der noch nicht zurückgekehrten Gefangenen
gefchidert. Hoffnungslos aber wird dieſes Elend weiter gehen,
nd Fleiſch wird nach wie vor ein traumhaſter Begriff für dieſe
Familien bleiben, die als Sonntagsbraten mit Kies vermiſchteAckerbol nen eſſen. Wo iſt der ſtarke Mann, der nicht revolutionäre
Vrbeiter niederk nütt. elt, ſondern mit eiſerner Energie die Erzeng-
nie des Landes der wirklich arbeitenden Bevölkerung zuführt

m rig Vermißtenſuche. Mit dem Antrage auf Unter-
ſagung des Rech konſnlentengewerbes hatte die Polizeiverwaltung
zu Halle ge en den Recht Skonſulenten Heinert von hier einen
Prozeß angeſtrengt, der in letzter Jnſtanz das Oberverwaltungs-gericht becha ftigte. Der Sohn des Rechtskonſulenten Reinert,
welcher den K rrieg mitgemacht hatte, war ſeit dem Monat Dezember
1914 vermißt. Als Heinert davon hörte, daß Frauen ihre ver-mißten Ehem änner auf Photographien und in Kinematographen-

theatern bei Vorführung von Bildern deutſcher Kriegsgefan. enen-
lager in Frar reich wiede rerkannt und auf Grund dieſer Photo-
graphien den Aufenthalt ihrer Angehörigen ermittelt hatten, ſuchte
auch er, Photographien zu erlangen, um auf dieſe Weiſe ſeinen
Sohn ausfindig zu machen. Er kam ſchließlich in den Beſitz einer
Photographie von einem Gefangenenlager. H. ſetzte ſich nunmehr
mit einem Redakteur in Verbindung; er ſoll letzteren zur Auf-
nahme ei ner Netis veranlaßt haben, daß bei ihm Photographien
W deutſchen Krie gsgefan genenlagern in Feindesland zur Einſicht

r t st er ſei r n er in der
rt worden, e von e aufgefordert v

Unkoſten, welche gegen 300 M. betragen, beiz r
dieſe Sachverhalts war u vom Schöffengeri Wereinem Monat Gefän ehe a i

oligeibehorde a. age auf Unterſagung des Gewerbe
betriebes hatte der t gusſchub zu e ger en

be er eKünge Farnt worden. Auf die Verdun der eOberverwaltungsgericht die zeeee m

zutreffen

Stadttheater. e, Donnerstag wird Fort OperMartha wiederholt. eitag Schillers Wilhem Tell, Sonnabend

Der Zigeunerbaron r nachmittag 3 Uhr JComteſſe Guckerl, Se
a alküre von Richar
haus.

r Aks Gaſtſpiel des Stadttheater Perſonalse am Sgrtag, den 22. Juni, abends 7 Ühr, im Thalia
heater das Schauſpiel Gewitter von Alexander Zinn zur Auf

führung.

Wohnnngseinbrecher trieben in den letzten Wochen in der
Stadt ihr Unweſen. Sie ſtiegen durch offengelaſſene Fenſter in

der Erd und Untergeſchoſſe b ſtahlen Kleidung,
Wäſche, Schuhwerk, Goldſachen und Bargeld. Sachen im Wertevon über 30000 Mark ſind ihnen in die be gefallen. Jetzt iſt

es gelungen, die Täter feſtzunehmen. Es konnten ihnen nicht
weniger als 20 Einbrüche m ewieſen werden. Es empfiehlt ſich
deshalb beim Verlaſſen der in Erd und Untergeſchoſſen gelegenen
Wohnungen, die Fenſter zu ſchließen.

Diſtriktsverſammlungen im Saalkreis.
Kl.- Kugel am Sonnabend, den 21. Juni, abends W Uhr, im

Gaſthof Naundorf.
Diemitz am Sonnabend, den 21. Juni, abends 8 Uhr, im

Weißen Rößl.
Bruckdorf am Sonntag, den 22. Juni, nachmittags 3 Uhr, in

Zwintſchöna bei Horn.

Stadttheater.
Kümmelblättchen. in heitere Geſchichte in drei r r

von Robert Overweßg. Dies harmlos-luſtige Werkchen, von dem
ſein Verfaſſer nicht recht wußte, in welche Gattung der Bühnen
ſtücke er es „inreihen ſollte, vermag in dieſer Sommerhitze an
ſpruchsloſe Theaterbeſucher eben für einen Abend gut zu unter
halten. Die „heitere Geſchichte“ ein ganz dünner Aufguß vonHauptmanns Biberpelz hat die „Veru ung einer hochwohllöb-

andere, r größte Depp an
lizeipräſident. Overweg ſtellt ſie e als zu pol

rie dumm Dadurch Wumnvtt ſich ſeine Satire abverſtimmt r allzu aufdringliche Abſicht, und ene an t geh e Unwahrſcheinlichkeit der Geſchichte
e „Handlung“ des Stückes dreht ſichum den Seele n Probin ſtädichens, der in Berlin das

Bauernfän m „an der Quelle“ ſtudieren will. Jm Verla
chungsreiſe“ wird nur er, ſondern auch die Polzeit vom Kriminalwachtmeiſter dis zum Polizeipräſidenten von 45

77 Bauernfängern und Gaunern übertölpelt und gründlich
u derbe Polizeiſchwank wurde unter der Spielleitung von
Adalbert Kriwat flott und wirkungsvoll wiedergegeben. Scharf
r nete und treffſichere Polizeitypen boten namentlich Hermann

ed ding als Oberregierungsrat und Chef der Kriminalabteilung,
Alfred Volke als Polizeipräſident (mit einem Jagow Geſichh),
Adalbert Kriwat als lebensluſtiger Kriminalkommiſſar und Adoif
Rehbach als Kriminalſchutzmann. Ein bauernſchlauer Provinz-
bürgermeiſter von ergötzlicher Urwüchſigkeit war Willi Schur,
und auch Jrma Grawi, Otto Tiedemann und Kurt Wilke
hatten weſentlichen Anteil an dem Lacherfolge des Stückes.

Schwurgericht.
Am 16. Juni wurde verhondelt gegen: 1. die Hedwig Th.wegen Meineids, 2. den Mepger UAlfr. P. und 3. den Maſchinen

ſchloſſer Hermann Ch. wegen ſchweren Landfriedensbruchs,
4 den Bohrer Julius H. wegen Urkundenfälſchung und Betrugs.
Die erſie Sache wird unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit ver-
handelt. Frau Th. wurde des wiſſentlichen Meineids ſck ildig
e und zu neun Monaten Gefängnis verurteilt. Jn

Begründung wurde geſagt, daß die Straftat bereits ſieben
Jahre zurückliegt und ſich die Angeklagte zur Zeit der

idesleiſtung in einer gewiſſen Notlage befand. Die Geſchworenen deſenoſſen ca ein Gno zu befürworten.
P. und Ch, ſind geſtändi des 2 2. März im Ge

ſchäftehaus Lewin am Markt geweſen zu ſein, beſtreiten aber
energiſch ſich an den „Plünderungen“ beteiligt zu haben. Beide
geben an, daß ſie von Landesjägern nach der Poſt gebracht und
daſelbſt ſehr ſchwer mißhandelt ſeien. Ch. ſagt, er ſei derartig

ſchlagen, daß er ſchon ſein Leben für verloren gehalten hätte.z. gibt außerdem an, daß ihm auf der Poſt damals ſeine ſämt
lichen Wertſachen abgenommen ſeien. Bis heute wiſſe er noch
nicht, wo die Sachen r wären, ſie ſeien ſpurlos ver-
ſchwunden. Das Urteil lautete gegen P. auf zwei ahre, gegen
Ch. auf ein Jahr ſechs Monake Gefängnis. Der Angeklagte H.fand auf dem Bahnhof eine im Oktober zur Aus gabe gelangte
Monatskarte für die Strecke Halle--Leung. Auf derſelbenfehlte der Stenelanſerug der Gültigkeitsdauer, der Name des

FJnhabers war fortradiert. H. beſtreitet, dieſe beiden Ver-
merke entfernt zu haben und gibt nur zu, ſeinen Namen an die
Stelle des ausradierten Namens geſetzt zu haben. Das Urteil
lautete auf einen Monat Gefängnis.

Arbeiter Sekretariat, Halle (Saale).

n

zlägen. Von den Leuten, welche ſich alsdann bei Heinert ein
ſei n, ha er in der el Beträge von 1 2 M. erhalten. lichen Polizei zum Gegenſtand.

Sprehstunde von 9--6 Uhr abds.
Steinweg 2. 69

Im Hause des Kgl. Standesamtes

of iſſ Frauv. Schulz

Sohlen und Abſätze,
verſchiedene Sorten, verkauft ſo lange Vorrat reicht
a Sternlicht, Alter Rarkt 11.

Wer heiraten wIII oss
ſollte unbedingt die ſozial-pſychologiſche Studie
Dr. Bergner's „Aerztliche Ratſchläge über die
Ehe“ geleſen haben. Das bereits in 12. Auflage er
ſchienene Buch, jetzt mit zwei zerlegbaren Modellen:
1. des wetblie he en Körpers in der Entwicklungs-
periode, 2. des männlichen Körpers ſowie den dazu-
gehörigen Tabellen verſehen, enthält Tatſachen über
das ſexuelle Verhalten von Mann und Weib vor
und in der r Se die für das Wohlbefinden und
Lebenssglück er Gatten von unſchätzbarem Werte
ſind. Preis 5 Mk., gegen Nachnahme 30 Pfg. teurer.Verlag ber Rievergau, Neonkölln, Poftfach.

Poſt e Berlin 58012.

7

Halle.
r Er kanf von Keks an Kinder bis zu 12 Jahren,Stära

Jugendliche von 12-17 Jahren u. alte Leute über 70 Jahre
in der Talamtſchule, am Freitag, den 20. Juni. Zu-zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebens-

elſcheine 55 501-61 500 vormittags von 8--12 Uhr und
i 30167 900 nachmittags von 2-6 Uhr. Auf jeden
Aöſchnitt v der beſonderen Warenbezugskarte für Kinder
und auf jeden Abſchnitt M der beſonderen Bezugskarte für57 v und alte Leute kann gegen Vorlage des Lebens
n eines ein Paket Keks zum Preiſe von 39 Pfg. ab
zegeben werden. Wegen der großen Knappheit an Kupfer-
gedd iſt unbedingt abgezähltes Geld bereit zu halten.Am Sonm abe nd, den 21. Juni, wird der obengenannte
Verkauf in den Vormittags unden von 8 1 Uhr fort
geſetzt. An dem genannten Tage werden die Nummernder Le bers mittelſcheine 67 001--74 000 beliefert, der Ver

kauf von Keks findet hiermit ſein Ende. Eine Nach-
lieferung findet nicht ſtatt.

Halle, den 19. Juni 1919. Der Magiſtrat.
Der Verkauf von „SHaferflogen v Sraupen beginnt

m Freitag, den 2 Juni. Für jede Perſon eines Haus-haltes we rden d Haferflocken und Pfd. Graupen
abgegeben. Der Verkaufspreis für Haferflocken beträgt
68 und für Graupen 44 Pfg. für das Pfund. Die
Kämfer ſind verpflichtet, bei denjenigen Verkänfern vie

den Bezug von Kolonialwaren in die Kundenliſte ein
tragen ſind. Der Verkauf von Graupen erfolgt unter

Abtrennung der Marke 341 und der Verkauf von
flecken unter Abtrennung der Marke 342 des ren
bezugſcheines 22.

Halle, den 19. Juni 1919. Der Magiſtrat.
Verkauf von Auslandsſchmalz.

Der Verkauf von Auslandsſchmalz findet am Freuag,
den 20. d. Pis. ſtatt Es werden 100 Gramm je Kopf
ausgegeben. Der Verkauf erfolgt durch die Fleiſcher. DieKunden beziehen das Schmalz bei den Fleiſchern, bei denen
ſie zur Kundenliſte angemeldet ſind. Das Auslandsſchmalz
wird gegen Abtren ung der Marken 3 und 4 der Einfuhr-
Zuſe gtarte (Schmo 1z) abgegeben. rpreis beträgt für ein un Auslandsſchmalz 6,60 Mark.

Geſäß iſt wi tzubringen.
Halle, den 18. Juni 1919. Der Magiſtrat.

fleiſch beträgt elf Mark.

Seferfte den urd G r a en einzukaufen, Bei welchen ſie für

Von den „gewiegten Krimina-
liſten“, dieuns der Verfaſſer e aus dem Berliner Poli-

7„—«J 7cdStädtiſcher Verkauf von Puddingdulver

in der Talamtſchule, am Freitag, den 20. Juni 1919.
Zugelaſſen zum Einkauf die der Lebens-

nittelſcheine mit den Nummern 56 501-—61 500, vormittags
von 8--12 Uhr, und die Inhaber der Nummern 61501 bis
67 000, nachmittags von 2—6 Uhr. Für jede Perſon eines
Haushaltes kann ein Paket Puddingpulver zum Preiſe von
40 Pfg. abgegeben werden.

Halle, den 19. Juni 1919. Der Magiſtrat.
Verkauf von ausländiſchem Gefrierfleiſch.

Der Verkauf von ausländiſchem Gefrierfleiſch findet am
Sonnabend, den 21. Juni, ſtatt. Es werden 125 Gramm
pro Kopf (Kinder die Hälfte) ausgegeben. Der Verkauf
erfolgt durch die Fleiſcher; die Verbraucher beziehen das
ausländiſche Gefrierfleiſch bei den Fleiſchern, bei denen
ſie zur Kundenliſte angemeldet ſind. Von den für dieſe

Woche geltenden Fleif ſchmarken dürfen von der Vollkarte
nur die mit den Buchſtaben 24 2 P bezeichneten ſechs
Abſchnitte, von der Kinderkarte die mit den Buchſtaben
2A 20 bezeichneten 3 Abſchnitte zum Bezuge von Ge
frierfleiſch bei den Fleiſchern, oder zur Entnahme vonFleiſchgerichten aus Schlachtviehfleiſch i in den Gaſt, Schank
und Speiſewirtſchaften c. verwendet werden. Der Klein
handelsverkaufspreis für 1 Pfund ausländiſchen Gefrier- S

Halle, den 18. Jnni 1919. Der Magiſtrat.
IV. Nachtrag

zur Gebührensrdnung für den ſtädtiſchen Schla u z
Viehhof zu Halle vom 11. März 1895 in derder 3 Nachträge vom 21. Februar 1901, 14. gebroge o

und 14. Februar ist.
Auf Grund der 88 4 und 11 des Kommunalabgaben-

geſetzes vom 14. Juli 1893 wird folgender Nachtrag r
vorbezeichneten Gebührenordnung erlaſſen: Arti
Bei Abſchnitt A. Schlachthof I und II und bei B Vieh-hof I treten an Stelle der bisherigen die nachſtehenden
Gebührenſätze: A. Schlachthof. I. Unterſuchungsgebühren.
Für dem Schlachthof direkt Friahrte ebende Tiere:
1 Rind 4 Mk., 1 Kalb 1.60 Mk., 1 Schaf oder Zieget Mk., 1 Schwein 2 2 Mk., 1 Pferd 3.60 Mk. II. Schiacht
ſchagren. 1 Ochſe oder Bulle 18 Mk., 1 Kuh oder Färſe

16 Mk., 1 Jungrind (über 85 bis zu 180 kg Schlachtgewicht) 10 Mk., Kalb (bis 140 kg Lebend oder 85 kg
Schlachtgewicht) 4 Mk. 1 Schaf oder Ziege 3.20 Mk.,
TSchwein 9 Mk., 1 Spanferkel (bis zu 4 Wochen alt
1 Mk., 1 Zicklein bis zu 10 kg Lebend- oder 6 kg Schlacht
gewicht) 1 Mk., 1 Pferd (1 oder 2 Maultiere oder Eſel)
16 Mk., 1 Hund 2 Mk. Viehhof. I. Marktgebühren.
1 Rind 3 Mk. 1 Kalb 1.60 Mk., 1 Schaf oder Ziege 1.20 Ml.,
1 Schwein 2 Mk. Artikel T Dieſer RNachtrag tritt
mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft.
1Felle, den 16. Mai 1919. Der Magiſtrat.

gez. Seydel, Kinne.Werehender, durch Beſchluß der ſtädtiſchen Körper

ſchaften vom 11./16. Mai 1919, genehmigter Nachtrag wird
hierdurch öffentlich bekannt gemacht.

Der Magiſtrat.Halle, den 16. Juni 1919.

Se SS O Merseburg-

Sprechſtunden nur wochentags von 11--1 Uhr und abends
von 58 Ubr Sonnabend und Sonntags geſchloſſen.

7 a *4
125/0 zu derſelben Steuer und denſelben Steuerſätzen,

ſoweit auf ſie 8 1 des Geſetzes vom 16. Juni 1909 An
wendung zu fin hat,

200 o zur Gewerbeſteuer,
235 zur Grund und Gebändeſteuer in der Weiſe, daß

nach Maßgabe dex ſtädtiſchen Steuerordnung vom
4./14. Dezember 1908 3,3 vom Tauſend des gemeinen
Wertes zu erheben ſind,

302/0 Betriebsſteuer.
Merſeburg, den 17. Juni 1919.

X. 388/19.
*1280

Der Magiſtrat.

v GAALEEIIN e
e n

stellt sofort ein 1872
unn Soen er winn. 24.
Rae werden engefell

an der Keſſeleinmanerung *1286
Anhaltiſche Kohkenwerle, Grube Eliſabeth.

Zu melden bei H. R. Holnioke, Mächeln,

a

werden eingeſtellt. Stundenlohn Mk. 1.80.

Kenbanm Rergmmannm,
Radefotd. *1190

Ankerwickler,
ſelbſtändig arbeitend, bei hohem Lohn

e ſuchen e i1276
blumeye 4& Rose, Ickenwulde,

meine Betriebe in C S liekere
ſcheWogriſc und

findet am 19. Juni bei Hoffmann, Brühl 6, nach der
mittags von 2-—-3 Uhr auf die Ordnungsnummern 5201
bis nachmittags von 3--4 Uhr auf die Ordnungs
nummern 5301 5400 ſtatt.

Ein Anſpruch auf eine beſtimmte Art von Fleiſch 5
ſteht nicht.

Merſeburg, den 18. Juni 1919.
L. A. I. 580/19. Das S Lebensmittelamt.

eſtellten
Haushaltsplan werden mit Genehmigung der Auſſichts-
behörde für 1919 an Gemeindeſteuern erhoben
2409/0 Zuſchlag zur Staatseinkommenſteuer und den fürdie Einkommen von 300 bis 900 Mark fingierten orbi

ſteuerſätzen,

Nach dem von den ſehen Hehorden fo

LAiegrt3 wer Steinau ſtenr d. r und Calbe an nen onig,le u ohde ich a reie L g
t 7einige Böttcher en ewährung des durch beizu gen. 1271

ari u ehren Reoinr, Weoher,h ote er Brenkhauſen (Weſtf,).J. 6 e

t J

Tinkeimer
in starker Austührung

z u. 7.85
Sobel,
Steinweg 45,

Gr, Ulrichstraße 9,
Reſftstruge 1,

Ammensgork,
Bahnhofstrasse 3.

Rod. Küche, sich
733 tühle, Patent-Matr.

preiswert zu verk.Aageiterſte. 3, Tiſchlerei., 1861

Wenig e n aſch37 ug für en Knabendauerhafter uckſack

Schülershof 6

Herrenfahrrad,
30w. ma Freilauf
u. Gummſhbereiſg. sof. z. kaufen

esucht. Off. erb. nach 1867
r. Gosenstr. 12, pt. b. Dippold.

17 Kaninchen, 1 guter An
zug. Faar gute Schi e
Holnden üUndenrn. 5 an

Zigarette
reine Tabake, pro Mille

250. bisZi arren
von bis 1500.hat größeren Poſten abzu

geben. Drahtaufträge an
Hans Rossnmer, Jenga,

Herderſtr. 28. 1278
sämtliche Emallegeſchirre,

ſowie alleW Lötarbeiten r
werden m et inKlempuerei von

Schimmelſtr. 16.

t haun fen.

Hakulatur
verkauft

Verlag de Volkeblattez

Jn Trotha
Haus mit Garten zu kaufen
geſucht. Off. urter 282
an die Exped. d. Bl. 1838

Rohrit Liognita,
*1216v 2 40.

K.
ktewer et ohwus VorR.OSroße 12 vt.

Das ek Buch der Gegenwart iſt:Dis g. te einer Veriorenenl
s Buch voller S

l ger c Ei ahnung an alleexaten. Einſut gen Rat a el fin für die ännerI n kurzer eh umſonſt.

und furchtbarereines fungen Siihwen,

tück verkauft.

Jenno 58.
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